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Internet: http://www.iab.de Der Arbeitsmarkt in den neuen Ländern – Zwischenbilanz 
und Herausforderungen 
Dieter Blaschke, Friedrich Buttler, Werner Karr, Wolf gang Klauder, Hanspeter Leikeb* 
Wirtschaft und Arbeitsmarkt in den neuen Bundesländern befinden sich im Frühjahr 1992 weiterhin in der schwierigen 
Umstellungsphase von einer zentralplanwirtschaftlichen auf eine marktwirtschaftliche Ordnung. Dabei überwiegt 
nach wie vor die negative Seite des Strukturwandels: Immer noch müssen mehr alte Arbeitsplätze aufgegeben werden 
als neue bereits dazukommen. Im Verlauf des zweiten Halbjahrs 1992 könnte sich diese Schere schließen. Es ist aber 
offen, ob sich die Beschäftigung anschließend bald erholt oder ob sie zunächst auf der außerordentlich tiefen 
Talsohle verharrt. 
Die Erwerbstätigkeit ist vom Herbst 1989 bis zum Frühjahr 1992, also in zweieinhalb Jahren, um nicht weniger als 
35 % auf 6 ¼ Mio gesunken. Weniger drastisch, aber nicht weniger dramatisch ist die Arbeitslosigkeit gestiegen. Im 
Frühjahr 1992 belief sich der Arbeitslosenbestand auf annähernd 1,2 Mio. Der Beschäftigungseinbruch wirkt sich auf 
den Teilarbeitsmärkten bzw. für Personengruppen unterschiedlich aus. Den größten Teil der Anpassungslasten 
tragen die älteren Arbeitnehmer. Überdurchschnittlich betroffen sind des weiteren die Frauen. Relativ weniger 
kritisch stellt sich demgegenüber die Beschäftigungssituation für jüngere Arbeitnehmer dar. Regional zeichnet sich 
wegen unterschiedlicher Entwicklungschancen die Herausbildung von Problemgebieten ab. Generell droht angesichts 
des globalen Arbeitsplatzdefizits die Gefahr zunehmender beträchtlicher Langzeitarbeitslosigkeit. 
Aufgrund der wirtschaftlichen und arbeitsmarktlichen Gegebenheiten sowie der Erwartungen der Menschen kommt 
es entscheidend darauf an, das Wachstum der inländischen Produktion zu beschleunigen. Dauerhaft gelingt dies nur, 
wenn die privaten und öffentlichen Investitionen forciert werden. Denn bei einem weit heruntergekommenen 
Anlagevermögen können nur über zügige Realkapitalbildung Produktion und damit letztendlich die Beschäftigung 
gesteigert werden. Um in den neuen Bundesländern zur Jahrtausendwende annähernd 7 Millionen Personen 
beschäftigen zu können, sind – gemäß einer Modellrechnung – im Zeitraum 1992 bis 2000 Investitionen im 
Umfang von rund 1,3 Billionen DM erforderlich. 
Nur ein geringer Teil aller Transferleistungen der westdeutschen öffentlichen Haushalte – sie dürften 1991 und 
1992 zusammen rund 400 Mrd DM betragen – wird bislang in der erforderlichen Weise investiert, der große Teil geht 
in Form von Einkommensanpassungen und Lohnersatzleistungen in den Konsum. Ohne die Ausweitung 
arbeitsplatzschaffender Investitionen besteht die Gefahr einer weiteren Ausbreitung und Verfestigung der 
Arbeitslosigkeit. Vorrang hat in dieser Situation eine beschäftigungswirksame Wirtschafts-, Finanz- und 
Strukturpolitik gegenüber der flankierenden Arbeitsmarktpolitik. Beim gegenwärtigen Ausmaß der 
Beschäftigungskrise in den neuen Ländern kann jedoch bis auf weiteres auf keine von ihnen verzichtet werden. 
Bislang hat die Bundesanstalt für Arbeit die Hauptlast des Anpassungsprozesses in den neuen Bundesländern 
getragen. Rund die Hälfte ihrer Gesamtausgaben entfällt inzwischen auf den Osten Deutschlands. 
Vorrang haben neue Dauerarbeitsplätze im primären Arbeitsmarkt. Solange diese aber nicht in ausreichender 
Zahl verfügbar sind, muß die aktive Arbeitsmarktpolitik nach dem AFG ihre Brückenfunktion erfüllen. Ihre 
Maßnahmen sind so zu profilieren, daß sie zur Verbesserung der Angebotsbedingungen für privates Wirtschaften 
beitragen. Arbeitslosigkeit ist und bleibt individuell und gesellschaftlich die schlechteste Alternative. 
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A. Zum sozioökonomischen Rahmen 
Im Frühjahr 1992 befinden sich Wirtschaft und Arbeits-
markt in den neuen Bundesländern weiterhin im schwieri-
gen Umstellungsprozeß von einer zentralplanwirtschaftli-
chen auf eine marktwirtschaftliche Ordnung. Einer präzise-
ren Bestimmung, wieweit dieser im einzelnen bereits fort-
geschritten ist, steht noch immer ein empfindlicher Mangel 
an statistischen Informationen entgegen. Und auch dort, 
wo es solche gibt, ist deren Bewertung häufig schwierig. 
  
MittAB 2/92  119 1.  Immerhin läßt sich mit einiger Sicherheit sagen: Der 
Abbau obsoleter ökonomischer Kapazitäten – also die 
negative, gleichwohl unabdingbare Seite des Strukturwan-
dels – ist inzwischen weit vorangekommen. Er läuft zwar 
noch nicht aus, verlangsamt sich aber in diesen Monaten 
spürbar. Wir gehen davon aus, daß von den Arbeitsplätzen 
des Jahres 1989 bis jetzt nicht viel weniger als die Hälfte 
abgeschrieben werden mußte
1. 
Verluste beim Kapitalstock in dieser Größenordnung in so 
kurzer Zeit können durch neue Investitionen auch nicht 
annähernd von heute auf morgen ausgeglichen werden. 
Deshalb entsteht nur allzu leicht der Eindruck, beim Auf-
bau neuer Kapazitäten – also auf der positiven Seite des 
Strukturwandels – bewege sich wenig. Tatsächlich sind die 
Investitionen durchaus in Gang gekommen. Sie beliefen 
sich 1991 auf eine Größenordnung von 70 Mrd DM und 
könnten in diesem Jahr auf 90 Mrd DM steigen
2. So 
erfreulich die klare Aufwärtstendenz bei den Investitionen 
ist, so wenig kann – mit Blick auf das Arbeitsplatzdefizit -
das bisher erreichte Niveau befriedigen. Je Erwerbsperson 
oder pro Kopf der Wohnbevölkerung erreichen die Investi-
tionen in den neuen Bundesländern erst allmählich die 
entsprechenden westdeutschen Größen
3. 
Immerhin bedeutet die aktuelle Entwicklung der Investi-
tionen einen wachsenden Zugang an neuen Arbeitsplätzen. 
Wir halten es für möglich, daß im Verlauf des zweiten 
Halbjahres 1992 der Zeitpunkt erreicht sein könnte, von 
dem ab nicht mehr alte Arbeitsplätze wegfallen als neue 
dazukommen
4. Ob sich die Beschäftigung anschließend 
bald erholt oder ob sie zunächst auf der außerordentlich 
tiefen Talsohle verharrt, kann zur Zeit nicht gesagt 
werden. 
2.  Hinter den immensen Beschäftigungsverlusten steht ein 
noch stärkerer Rückgang der gesamtwirtschaftlichen Pro-
duktion. Bei allen Grenzen der Vergleichbarkeit dürfte sie 
 
1  Diese Einschätzung des Abbaus alter Arbeitsplätze geht vom Rückgang 
der Erwerbstätigkeit im genannten Zeitraum aus. Zugleich berücksichtigt 
sie den zwischenzeitlich bereits eingetretenen Zugang an neuen Arbeits-
plätzen, wie er überschlägig aufgrund der in diesem Zeitraum getätigten 
Investitionen geschätzt werden kann. Außerdem sind die Arbeitsplätze in 
Rechnung gestellt, die vorübergehend durch ABM geschaffen werden. 
2  So die ex-post und ex-ante Daten der Volkswirtschaftlichen Gesamtrech-
nung der Gemeinschaftsdiagnose vom April 1992. Vgl. Deutsches Institut 
für Wirtschaftsforschung (Berlin). HWWA-Institut für Wirtschaftsfor-
schung  (Hamburg),  ifo-Institut  für Wirtschaftsforschung  (München), 
Institut für Weltwirtschaft an der Universität Kiel, Rheinisch-Westfäli-
sches Institut für Wirtschaftsforschung (Essen): Die Lage der Weltwirt-
schaft und der Deutschen Wirtschaft im Frühjahr 1992, Hamburg April 
1992. Ähnlich wird die Entwicklung der Investitionen für 1992 in der 
jüngsten Projektion des Instituts für Wirtschaftsforschung Halle einge-
schätzt.  Vgl.  Institut für Wirtschaftsforschung Halle:  Ostdeutschland 
1992 und 1993: Zerbrechliche Aufwärtsbewegung, Frühjahrsgutachten 
1992, Berlin/Halle Mai 1992. 
3  Vgl. dazu Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung, Berlin, und Insti-
tut für Weltwirtschaft an der Universität Kiel: Gesamtwirtschaftliche und 
unternehmerische Anpassungsprozesse in Ostdeutschland, 5. Bericht, 
Berlin und Kiel März 1992. Siehe auch Deutsche Bundesbank: Die 
Vermögensbildung   und   ihre   Finanzierung   in   der   Bundesrepublik 
Deutschland im Jahre 1991, Monatsbericht 5/92. 
4  Vgl. dazu Autorengemeinschaft: Der Arbeitsmarkt 1991 und 1992 in der 
Bundesrepublik Deutschland, in: MittAB 4/91, insbes. S. 630 f. 
5  Die  Ergebnisse  sind  der Volkswirtschaftlichen  Gesamtrechnung der 
Gemeinschaftsdiagnose vom April 1992 entnommen. Quelle siehe Fuß-
note 2. 
6  Grundsätzliches und statistische Einzelheiten dazu bei Harald Bielenski, 
Jovita Enderle, Bernhard von Rosenbladt (Infratest Sozialforschung): 
Arbeitsmarkt-Monitor für die neuen Bundesländer, Umfrage 11/90 (= 
BeitrAB 148.1), Umfrage 3/91 (= BeitrAB 148.4). Zu jeder Umfrage gibt 
es einen Textband (mit einer Kurzdarstellung wichtiger Ergebnisse und 
einer Methodenbeschreibung) sowie einen ausführlichen Tabellenband. 
Siehe auch Harald Bielenski, Emil Magvas, Klaus Parmentier: Arbeits-
markt-Monitor für die neuen Bundesländer – Eine Arbeitsmarktumfrage 
der Bundesanstalt für Arbeit: Zwischenbilanz und ausgewählte Ergeb-
nisse – in diesem MittAB-Heft. 
1991 um über 40% niedriger gelegen haben als 1989. 
Gleichwohl war damit aber kein entsprechender Rückgang 
in der Güterversorgung verbunden. Vielmehr ist – nach 
Modellrechnungen des Deutschen Instituts für Wirtschafts-
forschung (DIW) – die reale inländische Verwendung an 
Waren und Dienstleistungen (also unter Ausschaltung der 
Preisveränderungen) von 1989 bis 1991 um etwa 10% 
gewachsen, ähnlich auch der reale Verbrauch der privaten 
Haushalte. Eine außerordentliche Ressourcenzufuhr von 
außen hat diese Steigerung möglich gemacht. Auch 1992 
wird die inländische Verwendung die inländische Produk-
tion enorm übertreffen, der Größenordnung nach um 150 
Mrd DM oder um mehr als die Hälfte. Alles in allem 
könnten der inländische Verbrauch und die inländischen 
Investitionen zusammengenommen – wiederum in realer 
Rechnung – in diesem Jahr um 7% wachsen
5. Die materiel-
len Lebensbedingungen verbessern sich also insgesamt 
gesehen weiter. 
3.  Die   unterschiedlichen   makroökonomischen   Befunde 
zur Entwicklung von Produktion und Beschäftigung einer-
seits und der materiellen Lebensbedingungen andererseits 
schlagen sich in einer differenzierten Befindlichkeit der 
Menschen nieder. Dies zeigen Befragungsergebnisse des 
Arbeitsmarkt-Monitors, einer repräsentativen Erhebung 
der Wohnbevölkerung im erwerbsfähigen Alter zu Fakten 
und Einschätzungen, die in zeitlichen Abständen bei ein 
und demselben Personenkreis durchgeführt wird
6. 
52% der Wohnbevölkerung im erwerbsfähigen Alter 
kamen danach im November 1991 finanziell gut oder sehr 
gut zurecht, 48% weniger gut oder schlecht. Erwartungsge-
mäß fällt das Urteil, wenn man nur auf Erwerbstätige mit 
normaler Arbeitszeit abstellt, günstiger aus als im Durch-
schnitt. Weniger positiv schätzen Kurzarbeiter ihre Lage 
ein und nochmals ungünstiger Arbeitslose. Tendenziell ist 
die Einschätzung im November 1991 besser als ein Jahr 
zuvor. 
Obwohl 61% der Beschäftigten (November 1991) angeben, 
daß sich ihr Arbeitsverdienst im vergangenen Jahr verbes-
sert habe, sind nur 37% damit zufrieden. Auch die Erwar-
tungen hinsichtlich der allgemeinen wirtschaftlichen Ent-
wicklung sind differenziert. Bei den Erwerbstätigen (ohne 
Kurzarbeiter) überwiegen die Meldungen, die für 1992 mit 
einer Besserung rechnen, deutlich. Kurzarbeiter und 
Arbeitslose gaben dagegen spürbar mehr negative als posi-
tive Stimmen ab. Etwa die Hälfte der Befragten – und zwar 
bei jeder der drei Gruppen – erwartet keine wesentlichen 
Änderungen in diesem Jahr. 
4.  Angesichts der wirtschaftlichen und arbeitsmarktlichen 
Gegebenheiten  sowie  der  Erwartungen  der  Menschen 
kommt es entscheidend darauf an, das Wachstum der 
inländischen   Produktion   zu   beschleunigen.   Dauerhaft 
gelingt dies nur, wenn die privaten und – komplementär 
dazu – die öffentlichen Investitionen forciert werden. Denn 
bei  einem  weit  heruntergekommenen  Anlagevermögen 
können nur über zügige Realkapitalbildung die Produktion 
und   damit   letztendlich   die   Beschäftigung   gesteigert 
werden. 
B. Der Arbeitsmarkt im Jahr 1992 
l Frühjahr: Noch keine Wende am Arbeitsmarkt 
Obwohl die gesamtwirtschaftliche Produktion seit einigen 
Monaten wieder zunehmen dürfte und die Umstellung der 
Wirtschaft Fortschritte macht, ist die Erwerbstätigkeit im 
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hatte es im Zusammenhang mit dem Kündigungstermin 
von Ende Dezember erneut einen Einbruch bei der 
Beschäftigung gegeben, den wir auf knapp ½ Mio veran-
schlagen. Seither hat sich die Abnahme deutlich verlang-
samt. Aber auch ein verlangsamter Rückgang der Beschäf-
tigung bedeutet immer noch, daß mehr alte Beschäftigun-
gen aufgegeben werden müssen als neue bereits dazu-
kommen. 
Das Ausmaß des (bisherigen) Anpassungsprozesses ver-
deutlicht die Entwicklung seit Herbst 1989: Die Gesamt-
zahl der Erwerbstätigen von damals 9 ¾ Mio ist bis jetzt 
um 3 ½ Mio – also um ein Drittel – auf gut 6 ¼ Mio 
gesunken. Annähernd im gleichen Zeitraum hat die 
gesamtwirtschaftliche Produktion um über zwei Fünftel 
abgenommen. In der Wirtschaftsgeschichte gibt es für 
beide Vorgänge keinen Vergleich. 
Die Zahl der Erwerbstätigen hätte noch stärker abgenom-
men, würde nicht durch Wirtschafts-, Finanz- und Arbeits-
marktpolitik kräftig gegengesteuert. Damit wird einerseits 
der Aufbau neuer Arbeitsplätze gefördert, andererseits der 
Abbau alter Beschäftigungen – sozialpolitisch motiviert -
verlangsamt. Für die arbeitsmarktpolitischen Instrumente 
des AFG läßt sich der Beschäftigungseffekt näherungs-
weise bestimmen: ½ Mio Kurzarbeiter z. Z. bedeuten bei 
einem durchschnittlichen Arbeitsausfall von 50%, daß 
damit rechnerisch ¼ Mio Beschäftigungsverhältnisse auf-
rechterhalten werden. 0,4 Mio über ABM geförderte 
Arbeitnehmer bringen zusammen mit positiven Nebenwir-
kungen Arbeit für 0,56 Mio Personen. Die aktuelle Wir-
kung beider Instrumente auf die Erwerbstätigkeit ist somit 
auf 0,8 Mio zu beziffern. 
Weniger drastisch als es dem Rückgang der Erwerbstätig-
keit entsprochen hätte, aber deshalb nicht weniger drama-
tisch ist die Arbeitslosigkeit gestiegen. Sie belief sich am 
Ende des ersten Quartals 1992 auf über 1,2 Mio. Wenn die 
Arbeitslosigkeit bis jetzt auf dieses Niveau begrenzt wer-
den konnte, so hat dazu erheblich die regionale und beruf-
liche Mobilität der Erwerbspersonen beigetragen (Wande-
rungen, Pendler). Von Herbst 1989 bis Frühjahr 1992 
dürfte das Arbeitsangebot durch Abwanderung um über 
0,7 Mio gesunken sein. Daneben wirkt die Pendlerbewe-
gung entlastend. Aktuell kann die Zahl der Erwerbsperso-
nen mit (Haupt-) Wohnsitz im Osten und Beschäftigung im 
Westen auf über ½ Mio veranschlagt werden. 
In nicht viel geringerem Umfang haben arbeitsmarkt- und 
sozialpolitische Maßnahmen und die Bereitschaft der Men-
schen, darauf einzugehen, das Arbeitsangebot verringert. 
So befinden sich gegenwärtig über ¼ Mio Personen in 
Vollzeitmaßnahmen der beruflichen Weiterbildung. Der 
vorzeitige Übergang in den Ruhestand reduziert die Zahl 
der Erwerbspersonen gegenüber 1989 um etwa 0,8 Mio
7. 
Ein stärkeres Überwechseln aus Arbeitslosigkeit (oder 
auch direkt aus Erwerbstätigkeit) in die Stille Reserve 
lassen die statistischen Informationen und die Berechnun- 
 
7  Vgl. dazu auch Übersicht l, die die Entwicklung von Arbeitsangebot und 
Arbeitsnachfrage enthält. Während im Text die aktuelle Situation im 
Frühjahr 1992 dargestellt ist, handelt es sich bei der Tabelle um Jahres- 
durchschnittsgrößen. 
8  Näheres dazu bei Autorengemeinschaft, a.a.O., S. 629 f. 
9  Alles in allem schätzen wir die Aussichten für den Verlauf des Jahres 
1992 nach wie vor so ein, wie in unserer Projektion Anfang dieses Jahres 
dargelegt. Vgl. Autorengemeinschaft, a.a.O., S. 630 f. 
gen im Rahmen unserer Arbeitsmarktbilanz noch nicht 
erkennen
8. 
2  Zweites Halbjahr: Allmähliches Auslaufen des Beschäf-
tigungsrückgangs wahrscheinlich 
Nach verschiedenen Befragungen über Personalplanungen 
(z. B. Treuhand, ifo-Institut) zu urteilen, dürfte sich der 
Personalabbau in den bestehenden Betrieben und öffentli-
chen Verwaltungen in den kommenden Monaten fortset-
zen, aber immerhin deutlich verlangsamen. Umgekehrt 
wird die Beschäftigung in neu errichteten Betrieben schritt-
weise zunehmen. 
Wir halten es für möglich, daß auf das Jahresende zu gleich 
viele Beschäftigungen dazukommen wie alte aufgegeben 
werden müssen. Dies alles setzt freilich voraus, daß die 
wirtschaftliche Expansion in den neuen Bundesländern 
allmählich an Fahrt gewinnt, von der weltwirtschaftlichen 
und weltpolitischen Seite keine größeren Störungen ins 
Spiel kommen und – wegen der fortschreitenden Verflech-
tung – in den alten Bundesländern die konjunkturelle 
Erholung zumindest in Sichtweite bleibt. Ferner ist unter-
stellt, daß ABM den im Frühjahr erreichten Umfang halten 
(entsprechend dem Haushaltsansatz). 
Unter diesen Bedingungen könnte sich im vierten Quartal 
die Erwerbstätigkeit auf einem – gemessen am Arbeitsan-
gebot – sehr niedrigen Niveau von 6 bis 6 ¼ Mio stabili-
sieren
9. 
Die Arbeitslosigkeit könnte dann bei l ¼ bis l ½ Mio 
liegen. Dabei ist unterstellt, daß im Verlauf der Monate die 
Abwanderung leicht rückläufig ist und der Pendlerbestand 
nicht mehr nennenswert zunimmt (nicht zuletzt wegen der 
nachlassenden Arbeitsnachfrage in den westlichen Bundes-
ländern). Des weiteren sind in diese Vorausschätzung ein-
gegangen: Berufliche Weiterbildungsmaßnahmen entspre-
chend dem Haushaltsansatz und – was wir nicht befürwor-
ten, aber unterstellen müssen – ein Auslaufen des Alters-
übergangsgeldes zur Jahresmitte. 
Unsicherheiten bestehen hinsichtlich des Übergangs in die 
Stille Reserve. Wir haben auch für den weiteren Verlauf 
des Jahres 1992 noch nicht mit einem stärkeren Wechsel 
aus Arbeitslosigkeit in die Stille Reserve gerechnet. 
3  Strukturelle Probleme: Begleiterscheinungen des globa-
len Arbeitsplatzdefizits und des Umstellungsprozesses 
Weil der Arbeitsmarkt nicht homogen ist, vielmehr aus 
einer großen Zahl von Teilmärkten besteht (z. B. ge-
schlechtsspezifisch, berufsfachlich, regional), ist es wichtig, 
auf seine Strukturen zu sehen, zumal diese regelmäßig 
unterschiedliche Chancen und Risiken signalisieren. Auch 
in den neuen Bundesländern haben sich schnell Differen-
zierungen herausgebildet, und es ist wahrscheinlich, daß sie 
sich zunächst verstärken werden. Dies ist ebenfalls eine 
Herausforderung für die gesamte staatliche Politik, nicht 
zuletzt für die Arbeitsmarktpolitik, und für die Tarifver-
tragsparteien. 
Gleichwohl darf nicht übersehen werden, daß das Kardi-
nalproblem das globale Arbeitsplatzdefizit infolge eines 
weitgehend durch physischen Verschleiß und Fehlalloka-
tion zerstörten Kapitalstocks ist. Diesem Mangel kann nur 
durch möglichst zügige Realkapitalbildung in den neuen 
Bundesländern entgegengewirkt werden. Je besser diese 
Entwicklung in Gang kommt, desto eher wird auch die 
Entstehung struktureller Probleme (Strukturalisierung) am 
Arbeitsmarkt verhindert. 
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1  Nach Auslaufen der speziellen Altersübergangsregelungen 1991 bzw. 1992 
steht der in das Erwerbsleben hereinwachsenden Altergruppe kein ent-
sprechender Abgang in Rente mehr entgegen. - 
2  Vollzeit; ohne Kurzarbeiter und Empfänger von Wartegeld. - 
3  Nur Ein- bzw. Auspendler über die Grenzen zwischen den neuen Bundes-
ländern und dem bisherigen Bundesgebiet. 
Quelle: IAB. 
Entnommen aus: Autorengemeinschaft, MittAB 4/91, S. 629. Wir halten an 
dieser Einschätzung auch aus gegenwärtiger Sicht (Anfang Juni 92) im 
wesentlichen fest. Ausschließlich die Kurzarbeiter schätzen wir heute deut-
lich anders ein. Ihre Zahl könnte im Jahresdurchschnitt 1992 unter ½ Mio. 
liegen. 
L Ältere tragen den größten Teil der Anpassungslasten 
Die ältere Generation der Arbeitnehmer hat einen beson-
ders großen Teil der arbeitsmarktlichen Anpassungslasten 
zu tragen. Die Zahl der Empfänger von Vorruhestandsgeld 
und Altersübergangsgeld deutet an, daß heute die Zahl der 
Beschäftigten im Alter von 55 Jahren oder älter um ¾ Mil-
lionen niedriger liegt als 1989. Außerdem gab es in der 
ehemaligen DDR etwa 150 000 erwerbstätige Altersrent-
ner, die schon 1990 ihre Beschäftigung aufgeben mußten. 
Alles in allem dürften vom Rückgang der Gesamtbeschäfti-
gung zwischen Herbst 1989 und Frühjahr 1992 (3 ½ Mio) 
annähernd 30% auf die Altersgruppe von 55 Jahren oder 
älter entfallen. 
Es gibt Argumente dafür, einen in der Übergangsphase 
unabdingbaren Beschäftigungsabbau möglichst den Men-
schen zuzumuten, die nahe an der Altersgrenze stehen. Die 
„sozialen Opportunitätskosten“ bei der Alternative, ent-
sprechend mehr jüngere Arbeitnehmer zu entlassen 
(„unterbrochene Erwerbsbiographien“) oder die Hürde 
beim Berufseinstieg weiter zu erhöhen, werden allgemein 
noch ungünstiger eingeschätzt. Heißt die Alternative „Ent-
lassung Älterer mit Vorruhestand“ oder „Entlassung Älte-
rer ohne Vorruhestand“, so ist die erste Variante sozialpo-
litisch die weniger schlechte. Befriedigen kann freilich 
keine der Alternativen. 
Die Politik steht in diesen Wochen vor der Frage, ob sie die 
Altersübergangsregelung, die nur noch bis Mitte des Jahres 
neu in Anspruch genommen werden kann, verlängern soll. 
Sie muß dabei nicht nur sozial- und arbeitsmarktpolitische 
Argumente wägen, sondern auch berücksichtigen, daß eine 
Verlängerung „nicht kostenneutral“ für den öffentlichen 
Haushalt zu haben ist. Sozialpolitisch spricht vieles, wenn 
nicht alles für eine Verlängerung. Auch wenn der Beschäf-
tigungsabbau allmählich ausläuft, was wir für wahrschein-
lich halten, zeichnet sich damit noch keine Entspannung 
am Arbeitsmarkt ab. Und wenn sie kommt – wohl kaum 
vor 1993/94 -, wird sie die Älteren zuletzt erreichen. 
2.  Frauen haben weniger Alternativen zur Arbeitslosigkeit 
als Männer 
Nach dem Arbeitsmarkt-Monitor und anderen Informatio-
nen zur Beschäftigungssituation (Berufstätigenerhebung) 
zu schließen, verteilt sich der Rückgang der Gesamter-
werbstätigkeit um ca. 3 Mio bis Nov. 91 (Beschäftigungs-
ortskonzept) etwa gleich auf Männer und Frauen (also 
jeweils -l ½ Mio). Für das laufende Jahr liegen noch keine 
Daten vor. 
In der öffentlichen Diskussion besteht der Eindruck, daß 
der Abbau der Beschäftigung in den neuen Bundesländern 
weitaus mehr Frauen als Männer trifft. Dies ist so nicht 
richtig. Richtig ist vielmehr, daß sich bisher für Frauen 
insgesamt weniger Alternativen zur Lösung der Arbeits-
marktprobleme anbieten als für Männer. Dies wird vor 
allem bei der geschlechtsspezifischen Verteilung der West-
Pendler deutlich: von ihnen sind etwa 0,4 Mio Männer und 
0,1 Mio Frauen (Stand: November 1991); ähnlich ist die 
Situation bei ABM. Dies sind auch die Hauptgründe dafür, 
daß Frauen weit stärker von Arbeitslosigkeit betroffen sind 
als Männer. Sowohl das Zugangs- als auch das Verbleibs-
risiko ist für Frauen größer. Bei einem Arbeitslosen-
bestand von über 1,2 Mio Ende März 1992 waren 0,75 Mio 
Frauen (62%) und 0,5 Mio Männer (38%). Die Arbeitslo-
senquote der Frauen ist mit knapp 20% nahezu doppelt so 
hoch wie die der Männer. 
3.  Jugendliche und jüngere Erwachsene nutzen Spielräume 
Relativ am wenigsten von allen Personengruppen haben 
sich die Beschäftigungsprobleme bei den Jugendlichen aus-
gewirkt. 
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-  Eine   weit   überdurchschnittliche   regionale   Mobilität. 
Personen unter 25 Jahren machen unter den Pendlern 
ein Viertel aus; darin sind auch die Ausbildungspendler 
enthalten. Diese Altersgruppe ist an den Abwanderun-
gen ebenfalls überproportional beteiligt. Von den zwi-
schen Herbst 1989 und Februar 1992 von Ost nach West 
umgezogenen Erwerbspersonen in der Größenordnung 
von 0,7 Mio waren sogar über 40 % jünger als 25 Jahre
10. 
-  Durch die konzertierte Anstrengung aller Beteiligten 
konnte im Herbst 1991 immerhin ein knapp ausreichen-
des betriebliches und außerbetriebliches Lehrstellenan-
gebot bereitgestellt werden
11. Zu dem halbwegs befriedi-
genden Ausgleich auf dem Ausbildungsmarkt trug auch 
 
10 Quellen: Für Pendler, Arbeitsmarkt-Monitor; für Wanderungen, Ein-
wohnerzentralregister. 
11  Vgl. IAB-Kurzbericht (Schober, Karen): Ausbildung Ost. Bilanz 1991 
und Vorausschau 1992, Erste Ergebnisse aus der Wiederholungsbefra-
gung  zum  Arbeitsmarkt-Monitor  (Zusatzerhebung  Ausbildung)  vom 
November 1991, Nr. 5, 19. 02. 1992; siehe auch: Der Bundesminister für 
Bildung und Wissenschaft: Berufsbildungsbericht 1992, Bonn 1992. 
12  Quelle: Arbeitsmarkt-Monitor. 
bei, daß die Zahl der Jugendlichen, die weiterführende 
allgemeinbildende Schulen besuchen, merklich zuge-
nommen hat. 
-  Offensichtlich sind viele Betriebe bestrebt, beim Perso-
nalabbau eher ältere Arbeitnehmer zu entlassen und 
jüngere durchzuhalten. Dabei mögen die häufig höhere 
Leistungsfähigkeit und die „frischeren“ Qualifikations-
potentiale eine Rolle spielen. 
-  Eine überdurchschnittliche Beteiligung an arbeitsmarkt- 
politischen Maßnahmen, insbesondere bei der Weiterbil-
dung. 
Charakteristisch für die Jugendarbeitslosigkeit ist, daß sie 
sich verhältnismäßig deutlich auf das „flache Land“ kon-
zentriert. Dies könnte ein Hinweis für ein geringeres Maß-
nahmeangebot am Land als in den größeren Städten sein. 
Anders als bei der Gesamtarbeitslosigkeit sind jüngere 
Frauen in dieser Altersgruppe nicht überrepräsentiert. 
Allerdings finden sich unter den jugendlichen Langzeitar-
beitslosen (ein Jahr oder länger arbeitslos) weit mehr 
Frauen als Männer. Anders als im Westen sind unter den 
jüngeren Arbeitslosen verhältnismäßig viele mit abge-
schlossener Berufsausbildung
12. 
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öffentliche Verwaltungen wird auch im Sommer 1992 die 
Aufgabe sein, ausreichend betriebliche Lehrstellen anzu-
bieten. Daß die Bilanz am beruflichen Ausbildungsmarkt 
im vergangenen Herbst annähernd ausgeglichen werden 
konnte, wurde (neben der Entlastung durch Ausbildungs-
pendler) nur durch die Bereitstellung überbetrieblicher 
Lehrstellen (Finanzierung über § 40 c Arbeitsförderungs-
gesetz) erreicht. Fast 40% der insgesamt gut 100 000 Aus-
bildungsverträge kamen mit überbetrieblichen Einrichtun-
gen zustande! Betriebe und öffentliche Verwaltungen soll-
ten alles daransetzen, der ihnen originär zukommenden 
Ausbildungsaufgabe wieder verstärkt und mit zukunfts-
orientierten Ausbildungsqualifikationen nachzukommen. 
4. Regionale Diskrepanzen 
So lange der Strukturwandel vom Abbau überkommener 
Arbeitsplätze dominiert wird, wie bisher zu beobachten, 
sind alle Regionen von einem rapiden Rückgang der 
Beschäftigung geprägt. Im Aufbauszenario bilden sich 
dann regionale Schwerpunkte der Investitionsdynamik her-
aus. Es darf zwar auch darauf vertraut werden, daß davon 
Impulse auf die Entwicklung in den angrenzenden Gebie-
ten ausgehen. Aber ein flächendeckender Investitions-
boom mit einer flächendeckenden Beschäftigungsexpan-
sion ist zunächst unwahrscheinlich. Mehr Risiken als Chan-
cen zeichnen sich insbesondere für die Oderregion entlang 
der ostdeutschen Grenze zu Polen und für verschiedene 
Gebiete von Mecklenburg-Vorpommern ab. 
Wirtschaft und Arbeitsmarkt in den Regionen beiderseites 
der ehemaligen Grenze zwischen Bundesrepublik und 
DDR werden dagegen verhältnismäßig rasch von der wie-
dergewonnenen zentralen Lage profitieren. Auf der bishe-
rigen Westseite machte sich dies gleich nach dem Fall der 
Mauer bemerkbar. Zwischen 1989 und 1991 ist die 
Beschäftigung in den Arbeitsamtsbezirken von Hof bis 
Lübeck fast durchgängig überdurchschnittlich gewachsen 
(vgl. Übersicht 2), was auf ein ebenfalls überdurchschnittli-
ches Wirtschaftswachstum schließen läßt. Und, was vorerst 
in Zahlen weniger deutlich wird, die traditionelle Verflech-
tung in diesen Gebieten wird neu geknüpft. 
Aktuell ist das Bild differenzierter. In den westlichen 
Regionen an der ehemaligen Grenze nimmt das Arbeitsan-
gebot insbesondere durch Pendler zu. Das entlastet die 
östlichen Anrainer-Arbeitsmärkte und erleichtert die 
Besetzung von Arbeitsplätzen auf der westlichen Seite. 
Auch der Ausbildungsmarkt, der hier in jüngster Vergan-
genheit immer mehr durch Mangel an Berufsnachwuchs 
geprägt war, hat sich in diesen Gebieten durch Ausbil-
dungspendler merklich entspannt. Gleichzeitig darf freilich 
nicht übersehen werden, daß durch ein steigendes Arbeits-
angebot auch schwächere Arbeitskräfte verdrängt werden 
können. Die (regionale) Arbeitsmarktpolitik muß dem 
Rechnung tragen. 
Eine Detailanalyse
13 zeigt, daß etwa 30% der Pendler in 
West-Berlin arbeiten; weitere 20% sind in Arbeitsamtsbe-
zirken beschäftigt, die unmittelbar an die Gebiete der 
neuen Bundesländer anschließen und von denen viele als 
strukturschwach gelten. Erweitert man dieses regionale 
Band um einige benachbarte Ämter, nämlich um Kiel, 
Neumünster, Hamburg, Celle, Bamberg und Bayreuth, so 
beträgt der Einpendleranteil in diesem Gebiet bereits zwi-
schen 25% und 30%. 
Bezogen auf die Zahl der Beschäftigten in diesen Arbeits-
amtsbezirken weisen insbesondere Coburg, Bad Hersfeld, 
Bad Oldesloe, Hof, Goslar und Fulda hohe Einpendlerzah-
len auf. Aber auch in Uelzen, Göttingen, Helmstedt, 
Lübeck und Lüneburg gibt es vergleichsweise viele Pend-
ler. In deutlichem Abstand – wieder gemessen an der Zahl 
der Sozialversicherungspflichtig Beschäftigten -- folgen 
Anrainer (i.w. S.) wie die Bezirke Kiel, Neumünster, 
Hamburg, Celle, Braunschweig, Kassel, Schweinfurt, 
Bamberg und Bayreuth. 
C. Mittel- und längerfristige Perspektiven bis 
zum Jahr 2000 
l Entwicklungslinien des Arbeitskräftepotentials 
Von zentraler Bedeutung für den erforderlichen Umfang 
des Arbeitsplatzangebots im Osten der Bundesrepublik ist 
die Frage, wieviele Menschen in den neuen Bundesländern 
auch auf mittlere Sicht am Erwerbsleben teilnehmen möch-
ten. Das IAB hat hierzu kürzlich erste Modellrechnungen 
vorgelegt
14. Diese unterstellen, daß die Nettoabwanderung 
angesichts zunehmender Anzeichen für einen beginnenden 
Wirtschaftsaufschwung bis 1994 zum Stillstand kommt 
(Wanderungssaldo 1991-94: -230000 Personen). In der 
zweiten Hälfte der 90er Jahre könnte sich dann durch 
vermehrte Rückwanderungen, Zuweisung von Asylbewer-
bern und sonstige Ausländerzuzüge sogar ein geringfügiger 
Zuwanderungsgewinn ergeben (Wanderungssaldo 1995 bis 
2000: + 193000 Personen). Ferner ist zu erwarten, daß die 
Entzugseffekte auf das Arbeitskräftepotential durch Vor-
ruhestand und Altersübergangsgeld bis 1995-96 auslaufen, 
sofern die einschlägigen Bestimmungen nicht noch verlän-
gert werden. Unter diesen Voraussetzungen wäre – bei 
zusätzlicher Annahme einer gegenüber 1990 unveränder-
ten alters- und geschlechtsspezifischen Erwerbsbeteiligung 
– 1995 und 2000 mit jeweils rd. 9,1 Mio potentiellen 
Erwerbspersonen zu rechnen. Zum Vergleich: Etwa 8,5 
Mio (ohne „Vorruheständler“) bzw. 9,0 Mio (einschl. 
„Vorruheständler“) Erwerbspersonen schätzt das IAB für 
1992; ca. 9,9 Mio waren es vor der Wende. 
Es ist jedoch unrealistisch anzunehmen, daß die Erwerbs-
quoten längerfristig unverändert bleiben, auch wenn fürs 
erste noch die Beharrungstendenzen dominieren: Arbeits-
los gewordene Erwerbspersonen dürften vielfach zunächst 
abwarten und ihre Ansprüche wahrnehmen, beschäftigte 
Frauen ihre Kinderwünsche verschieben, solange sie fürch-
ten, nach einer freiwilligen Unterbrechung keinen Arbeits-
platz mehr zu bekommen. Längerfristig aber dürften allein 
schon die Anpassungen an das westdeutsche Bildungs- und 
Ausbildungssystem auf der einen und das Rentenrecht auf 
der anderen Seite zumindest bei den jüngeren und älteren 
Jahrgängen zu niedrigeren Erwerbsquoten führen. Kontro-
vers wird die Frage diskutiert, ob und inwieweit es darüber 
hinaus zu einem generellen Absinken der ostdeutschen 
Frauenerwerbsbeteiligung auch bei den mittleren Jahrgän-
gen kommen könnte. 
  13  Basis dafür sind vorläufige Daten aus dem Meldeverfahren zur 
Sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung. 
14  Fuchs, Johann; Magvas, Emil; Thon, Manfred: Erste Überlegungen zur
zukünftigen Entwicklung des Erwerbspersonenpotentials im Gebiet der
neuen Bundesländer. Modellrechnungen bis 2010 und Ausblick bis 
2030. 
Gegen einen breiten Rückzug der Frauen aus dem 
Erwerbsleben sprechen: In allen Industrieländern, auch in 
Westdeutschland, ist ein säkularer Trend zu erhöhter 
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gie, Verfassung und systembedingter Arbeitskräftemangel 
der ehemaligen DDR hatten darüber hinaus der Erwerbs-
arbeit einen zentralen Stellenwert eingeräumt. Einkom-
mens- und Rentenpolitik waren darauf abgestellt, daß in 
einer Familie der Lebensunterhalt in der Regel nicht aus 
einem Einkommen allein bestritten werden konnte. Ein 
umfangreiches Kinderbetreuungssystem sorgte für den 
Nachwuchs während der Arbeitszeit der Eltern. Diese 
Bedingungen dürften die Einstellung vieler Frauen zur 
Erwerbstätigkeit und ihr Selbstverständnis nachhaltiger als 
in anderen Ländern zugunsten einer dauerhaften Beteili-
gung am Erwerbsleben geprägt haben. Außerdem gibt es in 
Ostdeutschland relativ mehr geschiedene oder alleinerzie-
hende Frauen als in Westdeutschland, die auf eigene 
Erwerbstätigkeit angewiesen sind. 
Auf der anderen Seite entsprach in der ehemaligen DDR-
Verfassung dem Recht auf Arbeit auch eine Pflicht zur 
Arbeit. Die frühere DDR war das Land mit den höchsten 
Frauenerwerbsquoten der Welt. Selbst die Erwerbsquoten 
der verheirateten Frauen erreichten fast das Männerni-
veau: Sie lagen 1990 bei den 30- bis unter 50jährigen um rd. 
35%-Punkte über den entsprechenden westdeutschen Quo-
ten. Manche Frauen dürften gegen ihren Wunsch erwerbs-
tätig gewesen sein. Und zwar nicht nur aus individuellen 
ökonomischen, sondern auch aus ideologischen und gesell-
schaftlichen Gründen. Bei diesen Frauen wäre mit einem 
vorübergehenden oder vollständigen Rückzug aus dem 
Erwerbsleben zu rechnen, sobald ihre finanzielle Lage es 
erlauben sollte. Außerdem könnten steigende Löhne und 
veränderte Ansprüche (z. B. an die Arbeitsbedingungen 
oder an die Qualität der Kinderbetreuung) sowie die 
Angleichung an (wie auch immer zu bewertende) westliche 
Lebensbedingungen und Lebensstile allmählich zu gewis-
sen Einstellungsänderungen führen. Am ehesten dürfte 
dies bei den nachrückenden Jahrgängen der Fall sein. Das 
Ausmaß der Veränderung dürfte auch davon abhängen, in 
welchem Umfang und Tempo die Arbeitszeitmuster den 
Wünschen der Frauen nach flexibleren und kürzeren 
Arbeitszeiten angepaßt werden können. So lag ja die Teil-
zeitquote der Frauen in der ehemaligen DDR noch weit 
unter den ohnehin im internationalen Vergleich recht nied-
rigen westdeutschen Werten. 
Das IAB hat deswegen zusätzlich zur Modellvariante mit 
konstanten Erwerbsquoten noch andere Varianten vorge-
legt, die von schneller bzw. langsamer Anpassung des 
Erwerbsverhaltens an die für Westdeutschland vorausge-
schätzten Trends ausgehen
15. Unterstellt man z. B. bei den 
Männern eine schnelle Anpassung bis 1995 und bei den 
Frauen eine langsame Angleichung bis 2010 an die (in zwei 
Varianten) vorausgeschätzten westdeutschen Erwerbsquo-
ten, erhält man folgendes Ergebnis: Im Jahr 2000 wäre ein 
ostdeutsches Erwerbspersonenpotential von 8,0 Mio Perso-
nen (untere Variante) bis 8,2 Mio Personen (obere 
Variante) zu erwarten. Aus heutiger Sicht erscheinen für 
Ostdeutschland der obere Verhaltenstrend und für West-
deutschland der untere Verhaltenstrend realistisch. In die-
sem Fall lägen selbst im Jahr 2010 die ostdeutschen 
Erwerbsquoten der verheirateten Frauen noch um bis zu 
10 Prozentpunkten über den dann in Westdeutschland 
erreichten Quoten. Die Anteile der Frauen am Erwerbs-
personenpotential hätten sich jedoch weitgehend angegli-
chen: Im Westen wären sie von 41% auf 44% gestiegen, im 
Osten von 46% auf 44% gesunken. In absoluten Zahlen 
gäbe es 2000 dann in den neuen Bundesländern fast 3,8 
Mio weibliche Erwerbspersonen (1990 rd. 4,5 Mio) und 
beinahe 4,5 Mio männliche Erwerbspersonen (1990 rd. 4,9 
Mio). Von der Abnahme des ostdeutschen Frauenerwerbs-
personenpotentials um 0,7 Mio entfielen rd. 0,2 Mio auf 
demographische Einflüsse und 0,5 Mio auf Verhaltens-
effekte. 
Berücksichtigt man zusätzlich die Pendlerströme und als 
Anhaltswert für einen dauerhaften Pendlersaldo zwischen 
den alten und den neuen Bundesländern die Zahl der 
gegenwärtigen Pendler über eine Entfernung von bis zu 50 
km – also etwa die Hälfte der derzeit in die alten Bundes-
länder pendelnden Ostdeutschen -, so ergibt sich: Die 
Zahlen für das Potential der in Ostdeutschland wohnenden 
Erwerbspersonen müßten noch um jeweils gut 0,2 Mio 
verringert werden. Demzufolge wäre im Falle einer – wahr-
scheinlichen – langsamen Anpassung der Frauenerwerbs-
quoten in der zweiten Hälfte der 90er Jahre mit einem 
ostdeutschen Erwerbspersonenpotential auf dem dortigen 
Arbeitsmarkt von rd. 8 Mio Erwerbspersonen zu rechnen. 
Was die Altersstruktur angeht, ist zu bedenken: Die 
Anzahl der älteren, über 50jährigen Erwerbspersonen wird 
sich durch das Auslaufen der Vorruhestandsregelungen in 
den nächsten Jahren wieder deutlich erhöhen. In der 
Grundtendenz führt allerdings die Anpassung an westdeut-
sche Ruhestandsverhältnisse zunächst bis 2000, entgegen 
der westdeutschen Tendenz, zu einem Rückgang des 
Anteils und der Zahl älterer Erwerbspersonen. Danach 
wird sich auch beim ostdeutschen Erwerbspersonenpo-
tential der Alterungsprozeß durchsetzen. 
2 Ein gesamtwirtschaftliches Szenario (IAB-Westphal-
Modell) 
In Zusammenarbeit mit Uwe Westphal, Universität Ham-
burg, hat das IAB mit Hilfe eines ökonometrischen 
Modells für Westdeutschland und eines damit verknüpften 
Simulationsmodells für Ostdeutschland erstmals gesamt-
wirtschaftliche Szenarien für die beiden Teile Deutschlands 
erstellt
16. In diesen Szenarien ergibt sich die Arbeitsmarkt-
entwicklung aus dem weitgehend interdependenten 
Zusammenspiel zahlreicher Bestimmungsfaktoren auf der 
Angebots- und Nachfrageseite der Wirtschaft, eingebettet 
in die internationale Wirtschaftsentwicklung. 
Beim ostdeutschen Szenario handelt es sich jedoch ange-
sichts des fundamentalen Systemwechsels und aufgrund der 
noch weitgehend rudimentären Statistiken nicht um ein 
übliches Projektionsszenario, sondern eher um ein Check-
Szenario zur Überprüfung von Zielen und Annahmen auf 
ihre gesamtwirtschaftliche Plausibilität und Konsistenz. 
Das IAB ist dabei insbesondere von folgenden Grundan-
nahmen ausgegangen: 
- Die Arbeitsproduktivität je Stunde wachse im Osten bis 
im Jahr 2000 auf 80% des dann gültigen westdeutschen 
Niveaus bzw. auf 100% des heutigen westdeutschen Wer-
tes. (1990 erreichte die ostdeutsche Produktivität je Stunde 
nur 37% und je Erwerbstätigen 29% des westdeutschen 
Standes.) Diese Setzung hinsichtlich der Produktivitätsent-
wicklung bildet wiederum den Ausgangspunkt für die 
  15  Vgl. Thon,  Manfred:  Neue Modellrechnungen zur Entwicklung des
Erwerbspersonenpotentials im bisherigen Bundesgebiet bis 2010 mit 
Ausblick bis 2030. In: MittAB 4/1991, S. 673-688. 
16  Das 1990 vom IAB veröffentlichte IAB/Westphal-Szenario bezog sich
nur auf Westdeutschland. Vgl. hierzu Klauder, Wolfgang: Auswirkungen
der politischen  und wirtschaftlichen  Entwicklung seit  1989 auf die
Arbeitsmarktperspektiven.  Ein quantitatives Szenario bis 2000 unter
veränderten Rahmenbedingungen. In: MittAB 1/1990, S. 22-33.
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tionsvolumens. Dieses könnte sich für den Zeitraum 1992 
bis 2000 – bei der gemachten Produktivitätsvorgabe und 
unter weiteren Annahmen – auf insgesamt 1,3 Billionen 
DM belaufen, wovon 750 Milliarden DM auf Bau- und 
Ausrüstungsinvestitionen der Wirtschaft ohne Wohnungs-
bau, 250 Milliarden DM auf Wohnungsbauinvestitionen 
und 300 Milliarden DM auf staatliche und quasi-öffentliche 
Investitionen (einschl. Altlastensanierung) entfallen (alles 
gerechnet in konstanten Preisen des zweiten Halbjahres 
1990). 
-  Weiter wird angenommen, daß die durchschnittlichen 
effektiven Monatslöhne – im Zuge der vereinbarten vollen 
Anpassung der Tariflöhne – 1994 rd. 80% und im Jahr 2000 
dann 100% des dann jeweils herrschenden westdeutschen 
Niveaus erreichen. Bis 2000 gleichen sich ebenfalls die 
ostdeutschen Durchschnittsrenten und die Jahresarbeitszeit 
je Erwerbstätigen (mit -1,5% p. a. 1992-2000) dem west-
deutschen Niveau an. Auch bei der Kurzarbeit wurde ein 
allmählicher Abbau auf westdeutsche Relationen bis 2000 
unterstellt. Nicht mehr berücksichtigt werden konnten in 
der derzeitigen Modellversion die erhöhten ABM-Aus- 
gaben. 
-  Außerdem wird unterstellt, daß die 1991 mit 97% extrem 
hohe ostdeutsche private Konsumquote (vom verfügbaren 
Einkommen) bis 2000 auf etwa 88% sinkt. Die Importquote 
des ostdeutschen Wirtschaftsgebietes (also aus dem Aus-
land und aus Westdeutschland) geht von rd. 75% 1991 auf 
rd. 50% und damit auf die Relation westdeutscher oder 
westeuropäischer Gebiete ähnlicher Größe zurück. 
-  Schließlich wird angenommen, daß sich das Arbeitsange-
bot im Jahr 2000 – entsprechend der oberen Variante der 
IAB-Projektion des ostdeutschen Erwerbspersonenpotenti- 
als – auf rd. 8,2 Mio potentielle Erwerbspersonen beläuft. 
Der – bei einer Bilanzbetrachtung für das ostdeutsche 
Gebiet  davon  abzuziehende  – Auspendlersaldo  wurde 
ungekürzt mit konstant 0,4 Mio Personen angesetzt. Das 
Erwerbspersonenpotential   nach   dem   „Inlandskonzept“ 
beläuft sich somit im Jahre 2000 auf 7,8 Mio nach rd. 
8,3 Mio (ohne „Vorruheständler“) im Basisjahr 1991. 
Diese und einige weitere Annahmen führen im Ostmodell 
des IAB im Zusammenspiel mit dem Westmodell im Zeit-
raum 1992-2000 zu einer durchschnittlich-jährlichen 
Wachstumsrate des realen Bruttoinlandsprodukts Ost-
deutschlands von rd. 11%, wobei die Raten bis 1995 deut-
lich darüber liegen und sich danach bis 2000 merklich 
abschwächen (vgl. Übersicht 3). Aber auch im Jahr 2000 
betrüge des Wirtschaftswachstum noch 9%. Erheblich stär-
ker dürfte sich bei den getroffenen Annahmen das Produk-
tivitätswachstum verlangsamen, das zunächst merklich 
höher, ab Mitte der 90er Jahre spürbar niedriger als das 
Wirtschaftswachstum ausfallen könnte. 
Hieraus resultiert der abgebildete Verlauf der jahresdurch-
schnittlichen Erwerbstätigenzahlen. Ihr tiefster Wert ent-
fällt auf das Jahr 1993 (vgl. ebenfalls Übersicht 3). Dies 
schließt nicht aus, daß sich bereits im Verlauf des Jahres 
1993 auf dem Arbeitsmarkt ein Aufschwung durchsetzt. 
Ab 1994 würden auch bei jahresdurchschnittlicher Betrach-
tung die Auftriebskräfte überwiegen und bis zum Ende des 
Jahrzehnts zusehends an Dynamik gewinnen. Bei der 
unterstellten Potentialentwicklung würde es zu einem all-
mählichen Abbau der Arbeitslosenzahlen kommen. Wenn 
für die Zugänge in die Stille Reserve, die zu Beginn vor 
allem aus Vollzeit-FuU-Teilnehmern besteht, bis 2000 eine 
Angleichung an die l:2-Relation zu den registrierten 
Arbeitslosen angesetzt wird, wie sie im Westen festzustel-
len ist, könnte die Zahl der Arbeitslosen bis zum Jahr 2000 
auf gut 600000 Personen gesunken sein. 
Es sei noch einmal daran erinnert: Zur Erreichung dieses 
Ergebnisses sind von 1992 bis 2000 rd. 1,3 Billionen DM an 
realen Anlageinvestitionen nötig, ferner ein Rückgang der 
Importquote auf 50%. Dies setzt voraus, daß mit Hilfe der 
Investitionen bis 2000 ein genügend attraktives ostdeut-
sches Angebot an Gütern und Diensten entsteht. Das 
Verhältnis von Investitionen zum Bruttoinlandsprodukt 
müßte in den neuen Bundesländern während des gesamten 
Zeitraumes (1992-2000) über 40% betragen – im Ver-
gleich dazu lag dieser Wert in Westdeutschland bei 20% in 
den 80er und zwischen 21% und 22% in den letzten beiden 
Jahren. 
Eine derartig hohe Relation erscheint auf den ersten Blick 
exorbitant. Es ist aber zu bedenken, daß die inländische 
Güterverwendung in den neuen Bundesländern durch 
umfangreiche Zulieferungen („Importe“) weit über das 
Inlandsprodukt hinaus angereichert wird. Insofern sind die 
genannten Investitionsvolumina durchaus erreichbar, 
erfordern aber weiterhin hohe öffentliche Transfers und 
private Kapitalimporte aus Westdeutschland und dem Aus-
land. In unserem Szenario überschreiten deshalb die 
Anteile der realen Bruttoanlageinvestitionen an der gesam-
ten inländischen Verwendung nicht die Marke von 35%, 
belaufen sich aber im gesamten Projektionszeitraum auf 
immerhin rd. 32%. 
Die umfangreichen Leistungen für die neuen Bundesländer 
und die dort getätigten Investitionen westdeutscher Firmen 
müssen sich indessen dämpfend auf den realen Wachstums-
spielraum auswirken, der im Westen für Konsum und 
Investitionen insgesamt zur Verfügung steht. Wegen des 
Kapazitätseffektes der Investitionen kommt es allerdings 
auf die Verteilung der Ressourcen auf Konsum und Investi-
tionen an: Je mehr auch in Westdeutschland das Kon-
sumwachstum zugunsten des Investitionswachstums gezü-
gelt werden kann, um so mehr können Sozialprodukt und 
Volkseinkommen in allen Bundesländern wachsen. Bei 
den derzeit absehbaren Bedingungen und Tendenzen ist in 
Westdeutschland jedoch nur noch mit einem geringfügigen 
weiteren Anstieg der Investitionsquote zu rechnen (im 
Szenario um rd. 0,5 Prozentpunkte auf rd. 22,5%). Für den 
Projektionszeitraum 1992-2000 errechnet sich demzufolge 
ein Wirtschaftswachstum von lediglich gut 2% p. a. Dies 
führt angesichts hoher Zuwanderungen und Pendlerzahlen 
nur noch zu einem leichten Abbau der westdeutschen 
Arbeitslosenzahlen. Immerhin würde das „gesamtdeut-
sche“ Wirtschaftswachstum 1992-2000 aber rd. 3% p. a. 
betragen und die Zahl der Arbeitslosen im vereinten 
Deutschland bis 2000 auf rd. 2 Mio sinken. 
Dieses Ergebnis wäre mit alles in allem wohl noch gerade 
akzeptablen Leistungsbilanz- und Haushaltssalden erreich-
bar. Die gesamtdeutsche Leistungsbilanz rutscht lediglich 
in ein leichtes Minus. Das gesamtstaatliche Finanzierungs-
defizit (Gebietskörperschaften und Sozialversicherungen) 
würde sich nach einem Maximum im Jahr 1992 bis zum 
Ende der 90er Jahre auf eine Größenordnung verringern, 
wie sie in Westdeutschland 1988 zu beobachten war. 
Jedoch könnten in Teilbereichen – wie den Sozialversiche-
rungen – erhebliche Defizite auflaufen. 
Insgesamt zeigt mithin das neue IAB-Westphal-Szenario 
– auch bei Berücksichtigung der für das Ostmodell derzeit 
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noch vorhandenen statistischen und methodischen Lük-
ken -, daß der enorme ostdeutsche Aufbau- und Aufhol-
prozeß bewältigbar ist. Es besteht durchaus die Chance zu 
einem ökonomisch und sozialpolitisch verträglichen 
Ablauf. Allerdings muß offen bleiben, ob genügend Bereit-
schaft für die nötigen privaten Investitionen im Osten und 
die dazu erforderlichen privaten Kapitalimporte vorhanden 
ist. Gibt es für Unternehmen hinreichend Anreize, sich bei 
der Wahl zwischen den verschiedenen Investitionsstandor-
ten in Europa (und darüber hinaus) für den Standort 
„Neue Bundesländer“ zu entscheiden? Die Investitionen 
für Ostdeutschland sind ja im Ost-Szenario – das sei noch-
mals betont – exogen eingesetzt, da sich hierfür noch keine 
endogenen Erklärungszusammenhänge quantifizieren las-
sen. Die Investitionsgröße kennzeichnet nur den Umfang 
der Herausforderung, wenn die skizzierte Arbeitsmarkt-
entwicklung erreicht werden soll. Die beiden Modellteile 
zeigen aber, daß Investitionen in diesem Umfang prinzi-
piell realisierbar sind und somit die sich im Szenario 
dadurch insgesamt ergebende in- und ausländische Nach-
frageentwicklung im Jahre 2000 in Ostdeutschland eine 
Beschäftigung von annähernd 7 Mio. Erwerbstätigen erlau-
ben würde. 
3 Mögliche gesellschaftliche Verwerfungen 
1.  West-Ost-/Ost-West-Konfliktpotentiale 
Das geschilderte Szenario macht zwar deutlich, daß die 
skizzierte Entwicklung grundsätzlich realisierbar ist. Das 
ökonomische Problem besteht aber darin, den Standort 
Ostdeutschland so attraktiv zu machen, daß private Inve-
storen (der westlichen und östlichen Bundesländer sowie 
aus dem Ausland) bereit sind, sich bis zum Jahr 2000 dort 
im Umfang von l Billion DM zu engagieren. Daraus folgt 
freilich: 
- Der Transformationsprozeß braucht viel mehr Zeit als 
zunächst erwartet worden war. Und je mehr Zeit seit der 
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tatsächlich die Erfolgshorizonte in der öffentlichen Pro-
blemwahrnehmung hinausgeschoben. In der Zwischenzeit 
bleiben notwendigerweise die auf eine schnellere Anglei-
chung der Lebensverhältnisse gerichteten Erwartungen 
unbefriedigt. Daraus ergeben sich Konfliktpotentiale in 
Ost-West-Richtung. 
-  Damit das Szenario Wirklichkeit werden kann, ist die 
Übertragung eines Teils der Wachstumskapazität und der 
Verteilungsspielräume  von  West  nach  Ost  notwendig, 
wenn von der unrealistischen Variante einer ausschließlich 
„externen“   Mittelaufbringung  abgesehen  wird.   Daraus 
ergeben sich Konfliktpotentiale in West-Ost-Richtung. 
-  Gelingt es nicht, die Bedingungen für die Verwirkli-
chung dieses oder eines ähnlich erfolgreichen Szenarios zu 
schaffen, verschärfen sich die Konflikte. Wie strapazierfä-
hig die gesellschaftliche Akzeptanz des „Teilens“ und des 
„sich Bescheidens“ sein wird, wird sich letztlich erst im 
Konfliktfall erweisen. 
2.  Verteilungskonflikte im Osten 
Die DDR-Gesellschaft verband mit bescheidenem Wohl-
stand ein hohes Maß an materieller Sicherheit. Es gab auch 
krasse Verteilungsunterschiede, z. B. zwischen der 
Nomenklatura und den „Werktätigen“. Die neuen Vertei-
lungsprobleme sind anderer Art. Soweit sie arbeitsmarktin-
duziert sind, ergeben sie sich daraus, daß der Wiederan-
stieg der Beschäftigung dem Wiederanstieg der Produktion 
erst mit Abstand und in kleinen Schritten folgen wird, 
sowie daraus, daß nach dem Szenario auch im Jahr 2000 die 
Zahl der Arbeitsplätze mit rund 7 Millionen erheblich 
unter dem Niveau vor der Wende liegen dürfte. Ein solcher 
Umstrukturierungsprozeß verläuft in einer Marktwirtschaft 
nicht linear auf- bzw. abbauend. Er erzeugt vielmehr selek-
tiv Wachstumsinseln, hinterläßt Rückstandsregionen, ver-
nachlässigt ökologische Wüstungen, läßt neue Grenzlandsi-
tuationen entstehen und führt über Wanderungen und 
deren Selektivität zur Gefahr passiver Sanierung der 
Abwanderungsregionen. In ähnlicher Weise läßt der 
Umstrukturierungsprozeß neben neuen Aufsteigern unge-
wollte Absteigergruppen entstehen. Am Arbeitsmarkt 
wirkt sich das als Strukturalisierungsprozeß aus, mit unter-
schiedlichen Zugangs- und Verbleibsrisiken bei der 
Arbeitslosigkeit und unterschiedlichen Qualifikations- und 
Statusverlusten und Entwicklungschancen. Das unter- 
 
17  IAB-Kurzbericht (Leikeb, Hanspeter; Magvas, Emil): Neue Bundeslän-
der, Rückgang der Beschäftigung setzt sich fort. Erste Ergebnisse aus der 
vierten  Befragungswelle  des Arbeitsmarkt-Monitors  vom  November 
1991, Nr. 8, 13. 03. 1992. 
18  Vgl. Creditreform, Unternehmensentwicklung 1991 alte und neue Bun-
desländer, Neuss 12. 12. 1991; Dietrich, Hans: Selbständige in den neuen 
Bundesländern – Strukturen und Mobilitätsprozesse – Auswertung des 
Arbeitsmarkt-Monitors für die neuen Bundesländer, Nürnberg, IAB, 
1992 (erscheint demnächst). 
19  Hinweise darauf sind bisher nicht bekannt. Dennoch muß damit gerech-
net werden, daß Personen, die schon zu DDR-Zeiten z. B. durch hohe 
Krankheitshäufigkeit oder Alkoholprobleme bekannt waren, im jetzigen 
Arbeitsleben, das durch einen erheblichen globalen und regional z.T. 
exorbitanten Arbeitsplatzmangel gekennzeichnet ist, nicht wieder Fuß 
fassen werden. Beispielhafte Darstellungen zu dieser Problematik, die in 
allen westlichen Ländern existiert, finden sich anhand vergleichbarer 
englischer Verhältnisse bei Strittmatter, Franz Josef (1992): Langzeitar-
beitslosigkeit im Wohlfahrtsstaat. BeitrAB 157. Nürnberg, und bei Dah- 
rendorf, der dieses Thema seit etwa 1983 immer wieder angeht; vgl. 
Dahrendorf, Ralf (1990): Die offene Gesellschaft und ihre Ängste. In: 
Frankfurter Rundschau Nr. 239, 13. 10. 1990, S. 7. 
streicht die Notwendigkeit orientierender Strukturpolitik, 
strukturpolitischer Hilfen sowie flankierender Arbeits-
marktpolitik mit Hilfen für den einzelnen. 
Trotz beachtlicher Bewegungsvorgänge auf dem Arbeits-
markt – die zeigen, daß der Weg in die Arbeitslosigkeit für 
viele keineswegs nur eine Einbahnstraße ist – kann nicht 
übersehen werden, daß länger dauernde Arbeitslosigkeit 
an Bedeutung gewinnt. 
Die Erhebung des Arbeitsmarkt-Monitors im November 
199l
17 zeigte, daß von den arbeitslos Gemeldeten 
-  31% zwischen Juli und November 1991, 
-  25% zwischen März und Juli 1991, 
-  20% zwischen November 1990 und März 1991 
-  und 24% bereits vor dem November 1990 
arbeitslos geworden waren. 
Danach war also im November ein Viertel der gemeldeten 
Arbeitslosen ein Jahr oder länger und ein weiteres Fünftel 
acht bis zwölf Monate arbeitslos (vorübergehende Beschäf-
tigungen sind dabei nicht berücksichtigt). Bezogen auf die 
Arbeitslosen vom November 1990 (damals 550000 Perso-
nen) waren 42% ein Jahr später noch oder erneut (z. B. 
nach Teilnahme an einer arbeitsmarktpolitischen Maß-
nahme) arbeitslos. Damit zeichnet sich eine Tendenz zur 
längerfristigen Arbeitslosigkeit für eine beachtliche Zahl 
von Arbeitnehmern ab. 
3. Polarisierungstendenzen der Sozialstruktur 
Bei den beruflichen Aufsteigern ist insbesondere an das 
Entstehen neuer selbständiger Mittelschichten zu denken. 
Wieweit das bisherige Gründungsgeschehen, wie es sich in 
den Gewerbeanmeldungen und Handelsregistereintragun-
gen widerspiegelt, tatsächlich schon zur Entstehung selbst-
tragender Selbständigkeit geführt hat, ist allerdings noch 
unklar
18. 
Den neuen Chancen stehen in bislang noch größerem 
Umfang Risiken gegenüber, die bestimmte Personengrup-
pen stärker als andere treffen. Zu den sozialen Verlierern 
müssen nach allen bisherigen Erfahrungen Angehörige von 
Gruppen mit generell besonders ungünstigen Arbeits-
marktchancen gerechnet werden, insbesondere die älteren 
Erwerbstätigen, bestimmte Gruppen von Frauen und 
Jugendlichen sowie Ausländer und Aussiedler. Diese 
Gruppenrisiken werden jeweils von der regionalen Arbeits-
marktsituation überlagert und sind in ihrer Größenordnung 
davon abhängig. 
Ältere Arbeitslose müssen dann als besonders gefährdet 
angesehen werden, wenn ihre berufliche Qualifikation 
defizitär ist (z. B. ohne abgeschlossene Berufsausbildung) 
oder gesundheitliche Einschränkungen vorliegen. 
Andere Personengruppen, wie Frauen, deren Lebensum-
stände potentiellen Arbeitgebern Anlaß zum Zweifel an 
einer vollen beruflichen Einsetzbarkeit geben, und Jugend-
liche mit Defiziten im Bereich körperlicher oder intellektu-
eller Leistungsfähigkeit oder mit Verhaltensauffälligkeiten 
drohen ebenfalls in überproportionalem Umfang zu Verlie-
rern zu werden. Nicht in jedem Einzelfall wird die Betrof-
fenheit schon zu einer Verarmung auch des zugehörigen 
Haushaltes führen. Dennoch sind damit Ansätze zur Ent-
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Konzepte in der Diskussion. Welche Strategien 
sind am vorteilhaftesten? 
l Was hat Vorrang? 
Arbeitsmarktpolitik nach dem AFG kann den Struktur-
wandel fördern, schafft aber nicht selbst Arbeitsplätze im 
primären Arbeitsmarkt. Wirtschaftsförderung mit dem 
Effekt der Arbeitsplatzförderung im primären Arbeits-
markt hat Vorrang vor aktiver Arbeitsmarktpolitik und 
diese wiederum vor nur passiven Lohnersatzleistungen. 
Tatsächlich besteht aber die Gefahr, daß sich eine andere 
Rangfolge durchsetzt: Werden zu wenig neue Arbeits-
plätze geschaffen und kann Arbeitslosigkeit nur zum Teil 
durch Instrumente aktiver Arbeitsmarktpolitik aufgefan-
gen werden, sind Lohnersatzleistungen zunächst ultima 
ratio. Zwar entspricht der ratio legis des AFG der Vorrang 
aktiver Arbeitsmarktpolitik, aber in der Definition des 
Arbeitslosengeldes als Pflicht- und der aktiven Instrumente 
als Kann-Leistungen ist die faktische Dominanz der Lohn-
ersatzleistungen angelegt. 
Je länger nun die Anpassungskrise dauert und je ausge-
prägter sie ist, desto mehr werden die ungelösten Beschäf-
tigungsprobleme in Gestalt der Arbeitslosen vor den Toren 
der Arbeitsverwaltung abgeladen. Deren aktives arbeits-
marktpolitisches Instrumentarium war nach der Konzep-
tion des AFG nicht dazu gedacht, Massenarbeitslosigkeit 
aufzufangen. Vielmehr sollte es den Strukturwandel beglei-
ten, vorbereiten und auf diesem Wege Arbeitskräfte vor 
Beschäftigungsrisiken schützen. In der Phase der Umstruk-
turierung kommt aktiver Arbeitsmarktpolitik über diese 
flankierende Rolle hinaus eine Brückenfunktion zu. Aber 
die Brücke endet unvollkommen wie der Pont d’Avignon 
im Fluß, wenn nicht von der anderen Seite her neue 
Arbeitsplätze zuwachsen. Dies kann aktive Arbeitsmarkt-
politik durch den Zuschnitt ihrer Maßnahmen unterstüt-
zen, aber nicht selbst initiieren. 
Entstehen – wie gegenwärtig – noch zu wenig neue Arbeits-
plätze, wird die verständliche Forderung erhoben, die 
Brücke für mehr Personen auszulegen. Deswegen führt sie 
nicht gleichzeitig näher ans rettende Ufer. Gleichwohl ist 
die Alternative der Arbeitslosigkeit individuell und gesell-
schaftlich noch schlechter zu beurteilen. Deshalb ist jede 
Mark für aktive Arbeitsmarktpolitik besser angelegt als für 
Lohnersatzleistungen. Freilich muß auch dabei auf einen 
effizienten Mitteleinsatz geachtet werden. 
Neue Arbeitsplätze haben schließlich Vorrang vor Auf-
fangspositionen durch Maßnahmen aktiver Arbeitsmarkt-
politik. Es gilt also der Vorrang arbeitsplatzschaffender 
Investitionen und Beschäftigungspolitik vor flankierender 
Arbeitsmarktpolitik. Nachdem die Beschäftigungskrise in 
den neuen Bundesländern das jetzige Ausmaß erreicht hat, 
sind Förderung arbeitsplatzschaffender Investitionen und 
aktive Arbeitsmarktpolitik gleichzeitig notwendig. Erstere 
darf nicht auf Kosten letzterer finanziert werden, denn 
 
20 Bundesanstalt für Arbeit (Hrsg.): Europäischer Binnenmarkt, Perspektiven 
für den Arbeitsmarkt, Symposium Nürnberg 09.-11. 05. 1990 -, 
Konferenzbericht -, S. 7; Konle-Seidl, Regina; Ullmann, Hans; Walwei, 
Ulrich; Werner, Heinz: Die Entwicklung der Arbeitsmärkte im Europäi-
schen Binnenmarkt bis zum Jahr 2000. In: MittAB 2/1990, S. 205-226; 
Prognos AG (Eckerle, Konrad, u.a.): Die Arbeitsmärkte im EG-Bin-
nenmarkt bis zum Jahr 2000. BeitrAB 138 (1990); Die Ergebnisse der 
IAB/Prognos-Studie werden auch durch eine Erhebung des DIHT über 
Investitionshindernisse für westdeutsche Investoren in Ostdeutschland 
gestützt. Vgl. Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirt-
schaftlichen Entwicklung, Jahresgutachten 1991/92, S. 76, November 
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solange und soweit sie nicht tatsächlich den Abbau der 
Arbeitslosigkeit bewirkt hat, bleibt aktive Arbeitsmarktpo-
litik unverzichtbar. Würden dagegen arbeitsplatzschaf-
fende Investitionen durch Mittelkürzungen für aktive 
Arbeitsmarktpolitik finanziert, so müßte dies wegen der 
verzögerten Beschäftigungswirkung ersterer im Vergleich 
zu letzterer am Ende zur schlechtesten aller Alternativen, 
nämlich zur Finanzierung von Arbeitslosigkeit durch Lohn-
ersatzleistungen, führen. 
Aktive Arbeitsmarktpolitik als zweitbeste Alternative ist 
daher zunächst unverzichtbar, muß aber so weit wie mög-
lich in Richtung auf die Verbesserung der Entstehungsbe-
dingungen für Dauerarbeitsplätze im primären Arbeits-
markt weiterentwickelt werden. Es gilt, ihre investiven und 
wertschaffenden Komponenten durch ihren Einsatz für 
berufliche Bildung, den Aufbau wirtschaftsnaher und 
sozialer Infrastruktur, die Wiederaufbereitung von Gewer-
beflächen oder die Reparatur von Umweltschäden zu stär-
ken. Gesamtwirtschaftlich und gesamtfiskalisch rechnen 
sich solche Investitionen; unter Berücksichtigung aller 
sozialer Kosten anhaltender Arbeitslosigkeit gilt dies um so 
mehr. 
2 Investitionsförderung 
1. Die Schlüsselrolle der Infrastrukturinvestitionen 
Aus einer Expertenbefragung über Standortfaktoren in 
Europa ist das hohe Gewicht bekannt, das wirtschaftlich-
technische Infrastrukturfaktoren und institutionelle Rah-
menbedingungen mit zusammen 60% im Verhältnis zu 
40% haben, die auf Produktionskosten sowie die Anzahl 
und Qualifikation der Arbeitskräfte entfallen
20. Diese 1989 
ermittelte Gewichtung gewinnt angesichts der Engpässe 
und Investitionshemmnisse in den neuen Bundesländern 
zusätzliche Plausibilität. Eine Bewertung der dortigen 
Standortfaktoren im Jahre 1992 würde u. E. bei der tech-
nisch-wirtschaftlichen Infrastruktur, den institutionellen 
Rahmenbedingungen und den Produktionskosten deutlich 
negative Werte, bei den Qualifikationen der Arbeitskräfte 
ein leichtes Plus verzeichnen. Im Verhältnis zur dicht besie-
delten alten Bundesrepublik könnte in der Verfügbarkeit 
von Gewerbeflächen und Wohngrundstücken ein kompara-
tiver Vorteil der neuen Länder liegen. Dieser wird aber 
durch die ungeklärten Eigentumsrechte, deren langdau-
ernde Aufarbeitung und durch Infrastrukturengpässe so 
eingeschränkt, daß er noch nicht zum Tragen kommt. 
Der institutionelle Rahmen und die technisch-wirtschaftli-
che Infrastruktur müssen mithin mit ihrem hohen Standort-
gewicht als die entscheidenden Engpaßfaktoren für private 
Investitionen und damit für eine Erhaltung des Produk-
tionsstandorts Ostdeutschland und einen schnellen Aufhol-
prozeß bezeichnet werden. Dem Aufbau einer funktionsfä-
higen Verwaltung und Gerichtsbarkeit, der Klärung der 
Eigentumsfragen sowie massiven öffentlichen Investitionen 
müßte demzufolge zunächst höchste Priorität eingeräumt 
werden. Diese Maßnahmen müssen als entscheidend für 
die Verbesserung der Investitions- und Angebotsbedingun-
gen der privaten Wirtschaft erkannt und forciert werden. 
Angesichts zunehmender finanzpolitischer Restriktionen 
und einer notwendigen schnellen Realisierung der Infra-
strukturinvestitionen gilt es, die Effizienz der diesbezügli-
chen staatlichen Aufgabenerfüllung zu erhöhen. Die viel-
fältigen Planungs-, Finanzierungs- und Kontrollaufgaben 
für regionale Investitionsvorhaben sollten durch regionale 
Entwicklungsagenturen gebündelt werden. Hierdurch 
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stanzen verkürzt und Synergieeffekte bei Planung und 
Durchführung der Vorhaben erzielt werden. 
2.  Überwindung des Investitionsattentismus 
Die genannten positiven Effekte von Infrastrukturinvesti-
tionen hinsichtlich Standortqualität, Wettbewerbsfähig-
keit, Produktivität und Anreiz privater Investitionen wer-
den jedoch erst mit Abschluß der Investitionsvorhaben voll 
zum Tragen kommen. Für die Übergangszeit bis zur 
Errichtung einer modernen öffentlichen Infrastruktur und 
bis zum Aufbau eines neuen rentablen Anlagenbestandes 
müssen sich die Maßnahmen zur Förderung privater Inve-
stitionen daher auch an einem Ausgleich der Standortnach-
teile und der niedrigen Rentabilität vorhandener Anlagen 
orientieren. 
Außerdem läßt sich die industrielle Basis einer gesamten 
Volkswirtschaft nicht erfolgreich in kurzer Zeit auf dem 
Markt umsetzen. Das begrenzt den nicht zu leugnenden 
Erfolg der Privatisierungspolitik der Treuhandanstalt. 
„Das Dilemma der Treuhandanstalt liegt darin, daß sie bei 
den nicht-privatisierten Unternehmen nur auf Zeitgewinn 
setzt, sie also lebensfähig hält, um sie danach zu privatisie-
ren. Dies selbst aber verbraucht kostbare Zeit, in der sich 
die Marktstellung sanierungsfähiger Betriebe unter 
Umständen so stark verschlechtert, daß sie stillgelegt wer-
den müssen“, urteilen die Wirtschaftsforschungsinstitute 
im Frühjahrsgutachten 1992
21. 
Die Wirtschaftsförderung bietet in den neuen Bundeslän-
dern eine große Zahl von Programmen der Kapitalsubven-
tionierung  zum Aufbau einer neuen wettbewerbsfähigen 
Wirtschaftsstruktur an. Im Hinblick auf die enormen Inve-
stitionsaufgaben für ein Hochproduktivitätsland ist dies im 
allgemeinen der richtige Weg, und es ist sinnvoll, die 
Investitionszulagen und sonstigen globalen Investitionshil-
fen zu verlängern. Generell sollte allerdings vermieden 
werden, weitere Programme oder Konditionsverbesserun-
gen bestehender in Aussicht zu stellen. Eine solche Diskus-
sion würde den Investitionsattentismus erhöhen, da das 
Warten auf günstigere Förderkonditionen lohnend wäre. 
Die Kosten-Erlös-Relation hat sich für weite Bereiche der 
ostdeutschen Wirtschaft seit der Währungsunion und den 
Lohnerhöhungen dramatisch verschlechtert. Hieran knüp-
fen die Vorschläge an, für eine Kostenentlastung der 
Betriebe durch die Gewährung von Lohnsubventionen zu 
sorgen
22. Denjenigen Unternehmen, deren Produkte über 
Preissenkungen wieder wettbewerbsfähig gemacht würden, 
soll so die Nutzung des vorhandenen Kapitalstocks ermög- 
 
21 Vgl. Gemeinschaftsdiagnose Frühjahr 1992, a.a.O. 
22 Vor allem die Lohnsubventionsvorschläge von Akerlof et al. lösten 1991 
eine umfangreiche Diskussion aus. Akerlof et al. konnten auf Grundlage 
der Input-Output-Tabellen der DDR-Planungsbehörden die Kostenfunk-
tionen der Kombinate schätzen und den Einfluß von Währungsumstel-
lung und Lohnpolitik auf die Überlebensfähigkeit der Unternehmen 
abschätzen. Demnach wären auf der Basis des zum Oktober 1990 
erreichten Lohnniveaus nur 8,2% der Arbeitsplätze bei Verwendung der 
alten Technologien rentabel gewesen. Demgegenüber meinen Sinn/Sinn, 
daß fast alle Industriearbeitsplätze wettbewerbsfähig gewesen wären, 
wenn die Löhne auf dem Stand vom April 1990 verharrt hätten und die 
Währungsumstellung zu l : 4,35 (DM : M) erfolgt wäre. Vgl. Akerlof, G. 
A., Rose A. K., Yellen, J. L., Hessenius, H.: East Germany in From the 
Cold: the Economic Aftermath of Currency Union. Brooking Papers on 
Economic Activity, 1/1991; Sinn, G., Sinn, H. W.: Kaltstart – Volks-
wirtschaftliche Aspekte der deutschen Vereinigung, Tübingen 1991. 
23  Umsatzsteuerpräferenzen wurden vor allem von Karl Schiller vorge-
schlagen. 
24  Vgl. Anm. 2. 
licht und eine Anpassungszeit an die neuen wettbewerbli-
chen Prozesse gewährt werden. 
Die Strategie „Kostenentlastung“ dürfte vor allem dann 
wirksam sein, wenn zugleich die Produktqualität verbessert 
und die Käuferpräferenzen mehr berücksichtigt werden. In 
dieser Hinsicht wären Umsatzsteuerpräferenzen
23  Lohnko-
stensubventionen überlegen: Bei ersteren setzen die Sub-
ventionen nur am Verkaufserfolg an und es entscheiden 
damit die Nachfrager, in welchem Ausmaß welche Pro-
dukte und Dienstleistungen gefördert werden, während 
Lohnkostenzuschüsse den bestehenden Unternehmen -
unabhängig vom Verkaufserlös – nach ihrer Beschäftigten-
zahl gewährt würden. Umsatzsteuerpräferenzen sollten 
allerdings an der am Ort erbrachten Wertschöpfung anset-
zen, um die negativen Erfahrungen mit der Umsatzsteuer-
präferenz nach dem Berlinförderungsgesetz zu vermeiden. 
Der Nachteil von Lohnsubventionen wurde auch in der 
Praxis von Treuhandunternehmen deutlich, die die Lohn-
kosten der Beschäftigten über eine längere Zeit durch 
Liquiditätshilfen finanzierten. Es besteht die Gefahr, daß 
von subventionierten Löhnen ein Anreiz zur Verfestigung 
oder Bildung einer arbeitsintensiven Wirtschaftsstruktur 
ausgeht. Dies widerspricht einer raschen Entwicklung zu 
einem Hochproduktivitätsland und würde einen dauerhaf-
ten Leistungsrückstand der ostdeutschen Wirtschaft bedeu-
ten. Außerdem sind bloße Lohnkostenzuschüsse keine 
Garantie für die Überwindung des Investitionsattentismus. 
Auf die Überwindung des Investitionsattentismus in den 
Treuhandbetrieben zielt das Frühjahrsgutachten 1992 der 
Wirtschaftsforschungsinstitute
24 mit dem Vorschlag, den 
im Treuhandverbund verbliebenen sanierungsfähigen 
Unternehmen eine Startchance durch Anschubsanierung 
im Sinne einer „Als-Ob-Privatisierung“ zu geben, d. h. sie 
durch weitgehenden Erlaß der Altschulden und Ausstat-
tung mit einem branchenüblichen Eigenkapital zu einem 
Start aus eigener Kraft zu befähigen und sie damit in den 
Wettbewerb zu entlassen. Es geht also im Ergebnis um die 
Bereitstellung und die innovationsorientierte Verwendung 
von Liquidität, nicht um eine spezielle Faktorsubvention. 
Offen bleibt die Schwierigkeit, die Sanierungsfähigkeit zu 
beurteilen. 
Die Bundesanstalt für Arbeit hat durch Lohnkostenzu-
schüsse die Entstehung neuer Arbeitsverhältnisse massiv 
gefördert. Von insgesamt 853 400 Arbeitsvermittlungen in 
den Jahren 1991 und 1992 waren 512700 Vermittlungen in 
ABM, von den übrigen Vermittlungen wurden 174200 
durch Einarbeitungszuschüsse gefördert. Nur 166500 
Arbeitsvermittlungen erfolgten subventionsfrei. Im Haus-
halt der Bundesanstalt für Arbeit für 1992 sind für Einar-
beitungszuschüsse in den neuen Ländern insgesamt 50 800 
Förderfälle vorgesehen. Auch wenn man über eine Auf-
stockung diskutieren könnte, bleibt doch klar, daß auf 
diese Weise keine pauschale Lohnsubvention neuer 
Beschäftigungsverhältnisse in ostdeutschen Betrieben 
finanzierbar wäre. Einarbeitungszuschüsse sollten daher 
künftig für die Integration von Zielgruppen und zur Förde-
rung mittelständischer Strukturen eingesetzt werden. 
Darüber hinaus könnten Lohnersatzleistungen gezielt für 
die Beschäftigungsförderung verwendet werden, indem für 
die Existenzgründung bzw. für unbefristete unselbständige 
Beschäftigung Arbeitsloser der kapitalisierte Betrag ihrer 
voraussichtlich zu zahlenden Arbeitslosenunterstützung 
zur Verfügung gestellt würde. Dabei kommt es nicht allein 
auf die lohnbezogene Verwendung an, vielmehr handelt es 
sich im wirtschaftlichen Ergebnis um eine Liquiditätshilfe 
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chenden Wirkungen für Kreditfähigkeit, Investitionen und 
schließlich Arbeitsplätze. An die Kapitalisierung wäre frei-
lich die Zusage der Schaffung entsprechender Dauerar-
beitsplätze zu knüpfen. 
Lohnpolitische Innovationen könnten auch von Investiv-
lohnkonzepten  ausgehen
25. Mit Investivlöhnen könnte die 
inländische Kapitalaufbringung gestärkt und könnten die 
Arbeitnehmer zugleich an dem in großem Umfang entste-
henden neuen Anlagevermögen beteiligt und auf diese 
Weise einseitigen Verschiebungen der Einkommens- und 
Vermögensverteilung entgegengewirkt werden. 
3. Strukturpolitische Signale und Hilfen 
Der entscheidende wirtschaftspolitische Ansatzpunkt 
bleibt die Stärkung der investiven Anreize durch Finanz-
und Wirtschaftspolitik. Dies sollte im Grundsatz durch eine 
Umschichtung der Mittel zugunsten derjenigen staatlichen 
Ausgabenbereiche geschehen, deren Effekt auf die Investi-
tionen am stärksten ist. Die globale Förderung bedarf der 
Ergänzung durch strukturpolitische Konzeptionen von 
Bund, Ländern und Gemeinden, insbesondere durch 
grundsätzliche Vorstellungen über die regionale Standort-
entwicklung. 
Das gilt auch für den erwähnten Vorschlag der Wirtschafts-
forschungsinstitute zur Anschubfinanzierung und Entlas-
sung der noch nicht privatisierten Treuhandbetriebe in den 
Wettbewerb. Der Marktdruck allein, dem sie die in den 
Wettbewerb entlassenen Betriebe richtigerweise ausgesetzt 
sehen wollen, genügt nicht. Die Unternehmen brauchen 
auch Rahmendaten zur Entwicklung der Standorte und 
ihrer Umgebung. Auch in der alten Bundesrepublik hatte 
der Marktdruck allein nicht ausgereicht, den Entwicklungs-
rückstand in benachteiligten Regionen zu verringern. Viel-
mehr haben Bund, Länder und Gemeinden auf vielfältige 
Weise strukturpolitisch Standortnachteile für die Bevölke-
rung und für Gewerbeansiedlungen ausgeglichen. Private 
Investoren brauchen solche Signale nicht nur im Infrastruk-
turbereich, sondern auch hinsichtlich der grundsätzlichen 
Vorstellungen zur Wiedererrichtung der industriellen 
Basis, zur Entwicklung darauf bezogener Dienstleistungen, 
zur Förderung von Existenzgründungen und zur öffentli-
chen Unterstützung ihrer Wettbewerbsfähigkeit auf inter-
nationalen Märkten. 
Innerhalb Ostdeutschlands zeichnen sich bereits deut-
lichere regionale Diskrepanzen der Wirtschaftsentwicklung 
ab, als sie in der alten Bundesrepublik zu beobachten 
waren
26. In regionalpolitischer Hinsicht sollten daher den 
Unternehmen in besonderen Problemregionen erhöhte 
Förderpräferenzen eingeräumt werden. Den regionalen 
Unterschieden ist auch durch entsprechenden Einsatz von 
Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen entgegenzuwirken. 
Angesichts der sich abzeichnenden hohen Wirksamkeit der 
Instrumente der regionalen Strukturpolitik innerhalb des 
Gemeinschaftswerks Aufschwung Ost sollte der Finanzrah- 
 
25 Investivlohnkonzepte wurden neuerdings insbesondere von Fink und 
Leber in die öffentliche Diskussion eingebracht. Vgl. Leber, Georg: 
Vermögensbildung für die deutsche Einheit. Ein Vorschlag für die Jahre 
1992 bis 1996, in: Frankfurter Allgemeine Zeitung, 27. 05. 1991. O. V.: 
Tarifpolitik: Ulf Fink, DGB wiederholt seine Forderung eines Investiv-
lohns – Arbeitnehmer sollten auf Auszahlung von Lohnprozenten aus 
Solidarität verzichten, in: Handelsblatt, 23. 05. 1991. 
26  Vgl. z.B. Bach, Hans-Uwe; Jung-Hammon, Thomas; Otto, Manfred: 
Aktuelle Daten vom Arbeitsmarkt, Stand Mai 1992, Neue Bundesländer, 
IAB-Werkstattbericht Nr. 1.5, 15. 05. 1992. 
men der Gemeinschaftsaufgabe zur Verbesserung der 
regionalen Wirtschaftsstruktur erweitert werden. Neben 
der Mittelaufstockung für die Investitionszuschüsse könnte 
auch die Gewährung von Investitionszulagen in Höhe von 
12% über Mitte 1992 hinaus den Investitionsprozeß in 
Ostdeutschland beschleunigen. Ähnlich investive und inno-
vative Wirkung wie der Gemeinschaftsaufgabe zur Förde-
rung der regionalen Wirtschaftsstruktur kommt auch der 
Gemeinschaftsaufgabe zur Förderung des Hochschulbaus 
zu. 
Ein wesentliches Element für den Erfolg der westdeut-
schen Wirtschaft ist die durchmischte Wirtschaftsstruktur 
mit vielen kleineren und mittleren Unternehmen, einem 
flexiblen Mittelstand und freien Berufen. Re-Industrialisie-
rung betrifft daher nicht nur das Geflecht der Großunter-
nehmen untereinander, sondern auch ihre mittelständi-
schen Zulieferer und Abnehmer sowie die unternehmens-
bezogenen Dienstleistungen. Eine zukunftsorientierte Mit-
telstandspolitik ist ihrerseits auf grundsätzliche Vorstellun-
gen über die regionale Standortentwicklung angewiesen. 
Re-Industrialisierung, regionale Strukturpolitik und Mit-
telstandsförderung hängen in den neuen Bundesländern 
deshalb eng zusammen, weil die Politik der DDR extrem 
mittelstandsfeindlich war und diesbezüglich ein großes 
Defizit besteht. 
In diesem Zusammenhang erscheint fraglich, ob die allge-
meine Kapitalsubventionierung in allen Fällen der bestge-
eignete Weg ist, mit dem Anlagenproblem zugleich das 
Arbeitsplatzproblem zu lösen. Denn sie könnte in Verbin-
dung mit der Lohnangleichung auch Anreize schaffen, 
extrem arbeitssparende kapitalintensive Produktionsver-
fahren zu errichten. Dabei besteht die Gefahr, daß mittel-
ständische beschäftigungsintensive Betriebe zu kurz 
kommen. 
Insbesondere erscheint es zweifelhaft, ob die Förderungs-
maßnahmen für private Investitionen, soweit sie aus Steu-
ervergünstigungen auf realisierte Gewinne bestehen (Son-
derabschreibungen, Befreiungen von der Einkommen- und 
Körperschaftsteuer), die Hemmnisse für Existenzgründun-
gen in der Übergangszeit ausgleichen können. Die Über-
tragung der westdeutschen Förderungsprogramme für Exi-
stenzgründungen auf die ostdeutschen Verhältnisse dürfte 
nicht ausreichen, die mangelnde Eigenkapitalbasis zu stär-
ken. Die ungeklärten Eigentumsverhältnisse verschärfen 
die Situation für neue Selbständige, da sie die Realsiche-
rung von Krediten verhindern. Schließlich dürften Klein-
unternehmen durch die Programmvielfalt bei der Antrag-
stellung von Hilfen überfordert sein. Diesen Benachteili-
gungen ist entgegenzuwirken. Hier wären z. B. zusätzliche 
Mittel und institutionelle Vorkehrungen für Management-
und Subventionsberatungen von kleinen und mittleren 
Unternehmen hilfreich. Hilfestellungen könnten auch die 
assistierte Einführung auf Exportmärkten durch Messebe-
teiligungen und die Huckepack-Zusammenarbeit mit 
exportgewohnten Unternehmen geben. 
Re-Industrialisierung muß schließlich nicht in jedem Fall 
Privatisierung zur Voraussetzung haben. Dort, wo eine 
Region auf einen Standort nicht verzichten kann und das 
Warten auf Privatisierung den Innovationsattentismus ver-
längern würde, muß auch die Alternative zunächst weiter-
bestehenden öffentlichen Unternehmensbesitzes bedacht 
werden. Schließlich hat auch in der alten Bundesrepublik 
die Privatisierung wichtiger Bestandteile der industriellen 
Basis viele Jahre gebraucht, ohne daß die betreffenden 
öffentlichen Unternehmen bis dahin dramatisch markt- 
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widrig operiert hätten. Ein starres Festhalten an der Priva-
tisierungskonzeption in jedem Fall läuft Gefahr, ordnungs-
politische Grundsätze nach dem Motto „fiat ordo pereat 
mundus“ zu verabsolutieren. 
3 Aktive Arbeitsmarktpolitik 
1. Brückenfunktion und Entlastungswirkung 
Das Ausmaß der Beschäftigungskrise wird durch die 
Arbeitslosenquote weit unterzeichnet. Ohne die Entla-
stungswirkung der arbeitsmarktpolitischen Instrumente 
nach dem AFG wäre die Arbeitslosigkeit weit höher. Die 
Entlastungswirkung von Kurzarbeitergeld, ABM, Vollzeit-
maßnahmen der Fortbildung und Umschulung und der 
Vorruhestandsregelungen erreichte seit Mitte 1991 nahezu 
2 Millionen (Übersichten 4 und 5 insgesamt und regionali-
siert). Für ABM ist in der Übersicht der direkte und der 
indirekte Entlastungseffekt angegeben. Indirekte Effekte 
erhöhen bei 400000 Teilnehmern den Gesamtentlastungs-
effekt auf rd. 560000. 
Trotz des eindeutigen Primats der Wirtschaftspolitik war 
bisher jedoch vor allem die Arbeitsmarktpolitik im 
Umstrukturierungsprozeß gefordert, ja überfordert. Dazu 
wird in einem Beschluß des Verwaltungsrates der Bundes-
anstalt für Arbeit vom 25. 03. 1992 Stellung genommen: 
„Die Hauptlast dieses Anpassungsprozesses hat bisher die 
Bundesanstalt für Arbeit (BA) tragen müssen. Rd. die 
Hälfte der Gesamtausgaben der BA entfallen auf den 
Osten Deutschlands. Diese müssen allein aus den Beiträ-
gen der Arbeitnehmer und Arbeitgeber zur BA finanziert 
werden. Diese einseitige Lastenverteilung ist unvereinbar 
mit dem Grundsatz gerechter Finanzierung. Arbeitsmarkt-
und Beschäftigungspolitik in den neuen Bundesländern 
sind eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe, die von allen 
und nicht allein von den Beitragszahlern zur BA getragen 
werden muß. 
Da nach wie vor mehr Arbeitsplätze verlorengehen als 
neue geschaffen werden, sind neben weiteren erheblichen 
Anstrengungen der Arbeitsmarktpolitik zusätzliche Initia-
tiven anderer Politikbereiche erforderlich. Die notwendige 
Entwicklung von Infrastruktur und Wirtschaft und damit 
die Schaffung von Arbeitsplätzen müssen forciert werden. 
Besonderen Vorrang sollen dabei Vorhaben erhalten, die 
Hindernisse für vermehrte private Investitionen beseitigen 
oder die in anderer Weise solche Investitionen erleichtern 
oder beschleunigen und damit Arbeitsplätze schaffen. Das 
erfordert eine enge Verzahnung aller Politikbereiche. 
Eine stärkere Dezentralisierung der Förderung und ein 
Ausbau der regionalen Entscheidungsspielräume sind 
erforderlich. Den Arbeitsämtern muß die Möglichkeit 
eröffnet werden, Beschäftigungs- und Qualifizierungsmaß-
nahmen flexibler zu handhaben und neue Wege zu gehen.“ 
Die Schlüsselfragen lauten also: Wie kann die Arbeits-
marktpolitik so in die Wirtschafts- und Strukturpolitik ein-
gebettet werden, daß das vorhandene Potential an qualifi- 
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sondern bewußt in den Prozeß der Entwicklung neuer 
Wirtschaftsstrukturen eingebunden wird? Und: Wie kann 
das Instrumentarium der aktiven Arbeitsmarktpolitik 
gleichwohl wirksame Hilfen für den Einzelnen, insbeson-
dere für Angehörige von Zielgruppen leisten? 
2. Investiv orientierte aktive Arbeitsmarktpolitik bleibt 
unverzichtbar 
In der Diskussion um aktive Arbeitsmarktpolitik wird 
immer wieder die Frage gestellt: Erfolgt der Mitteleinsatz 
dabei nicht zu großzügig bzw. zu wenig effizent? So werden 
z.B. gegen drei zentrale arbeitsmarktpolitische Maßnah-
men folgende Einwände vorgetragen:
27 
Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen (ABM): 
Viele Tätigkeiten, die im Rahmen von ABM ausgeführt 
werden, erfüllten nicht das Kriterium der „Zusätzlich-
keit“ und stünden in Konkurrenz zum privaten Sektor. 
In anderen Fällen seien sie nicht mehr als eine blanke 
„Beschäftigungstherapie“. Mitnahmeeffekte könnten 
nicht ausgeschlossen werden. 
Fortbildung und Umschulung (FuU): 
Qualität und Effizienz der Fortbildungsmaßnahmen lie-
ßen stark zu wünschen übrig. Die Auswahl der Teilneh-
mer erfolge nicht sorgfältig genug. Mitnahmeeffekte der 
von FuU profitierenden Unternehmen, die diese Auf-
gabe selbst zu finanzieren hätten, seien an der Tagesord-
nung. 
Arbeitsförderungs-,   Beschäftigungs-  und   Strukturenent- 
wicklungsgesellschaften (ABS): 
Die Kritik am Einsatz der arbeitsmarktpolitischen 
Instrumente kulminiert dort, wo sie in ABS-Gesellschaf-
ten kombiniert eingesetzt werden sollen. Die Kritiker 
der ABS-Gesellschaften erwarten negative Anreizwir-
kungen, Verdrängung privater Arbeitsplätze im ersten 
Arbeitsmarkt, Verfestigung des zweiten Arbeitsmark-
tes, Konservierung nicht wettbewerbsfähiger Arbeits-
plätze und politische Koordination statt Wettbewerb als 
Entdeckungsverfahren für Produkt- und Prozeßinnova-
tion. 
Diese – kurzgefaßte – Kritik muß ernstgenommen werden, 
geht es doch angesichts knapper Mittel um deren möglichst 
effizienten Einsatz. Die Einwände stellen damit Warnta-
feln dar, die im Einzelfall vor Ort bei der Ausgestaltung 
der Maßnahmen immer wieder neu zu beachten sind. 
Zu den Kritikpunkten ist anzumerken: Obwohl die häufig 
vorgetragene Kritik an ABM empirisch nicht in der 
behaupteten Verallgemeinerung belegt ist und in den der 
Bundesanstalt für Arbeit bekanntgegebenen Einzelfällen 
regelmäßig widerlegt wurde, ist es nötig, die potentielle 
Konkurrenz mit privat finanzierten Arbeitsplätzen zu 
vermeiden. Dazu gehört die Abstimmung der 
Arbeitsverwaltung und der ABM-Träger mit den Kam-
mern, insbesondere den Handwerkskammern. Dem Vor-
rang der Vergabe an private Unternehmen, die ihrerseits 
Arbeitslose für die ABM einstellen, ist gegenüber der 
bisher fast ausschließlichen Durchführung in der Regie 
öffentlicher Träger mehr als bisher zu entsprechen. Der 
Vermittlung auf geeignete offene Stellen des ersten 
Arbeitsmarktes gilt der Vorrang vor der Vermittlung oder 
dem Verbleib in ABM. Inhaltlich sollten ABM noch stär-
ker als bisher für die Verbesserung der Angebotsbedingun-
gen für privates Wirtschaften eingesetzt werden. Zielgrup-
penspezifisch sollten sie insbesondere Arbeitskräfte mit 
höheren Verbleibsrisiken in der Arbeitslosigkeit vor dem 
Schicksal der Dauerarbeitslosigkeit bewahren und so struk- 
 
*)    Direkte Entlastung (ohne indirekte Effekte bei Stammarbeitnehmern) 
von Kurzarbeit (Vollzeitäquivalent), Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen 
(ABM), Qualifizierung (FuU, Vollzeit) und vorgezogenem Ruhestand 
(VOG und A1ÜG); Jahresdurchschnittsbestand = Personenjahre    27 Vgl. z.B. Sperling, L: Eine Konsolidierung der Arbeitsmarktpolitik ist 
nötig, in: Wirtschaftsdienst, H. III/1992, S. 145 ff.  Quelle: IAB 
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samt entgegenwirken. Diese Forderungen stehen freilich 
teilweise im Widerspruch zueinander, so daß Optimie-
rungsprobleme entstehen. Bestmögliche Förderung der 
Angebotsbedingungen verlangt hohe Maßnahmequalität, 
diese kann in Konflikt geraten mit dem Interesse an schnel-
ler Vermittlung besonders leistungsfähiger Arbeitskräfte 
aus ABM in den ersten Arbeitsmarkt und an bevorzugter 
Vermittlung leistungsschwächerer Zielgruppen in ABM. 
Vergabe statt Regie ist schließlich kein wettbewerbsneutra- 
Übersicht 6: Einsatzfelder von ABM in den neuen Bundeslän-
dern 
 
*)    hochgerechnete Ergebnisse einer Stichprobenerhebung (1335 Maßnah-
men mit rd. 6700 Geförderten) Geringere Differenzen durch Runden der 
Zahlen 
Quelle: IAB-Kurzbericht (Spitznagel, Eugen): Neue Bundesländer, Allge-
mine Maßnahmen zur Arbeitsbeschaffung (ABM) sind in hohem 
Maße investiv, Nr. 12, 13. 5. 1992 
les Allheilmittel, weil sie zwar die Verdrängung von 
Arbeitsplätzen im privaten Sektor durch solche im öffentli-
chen vermeidet, aber Wettbewerbsverzerrungen zwischen 
privaten Unternehmen mit bzw. ohne durch ABM lohn-
subventionierte Arbeitskräfte nicht ausschließt, wenn meh-
rere Anbieter konkurrieren. 
Tatsächlich wurde – im Unterschied zu den ABM in West-
deutschland – bei den ABM in den neuen Bundesländern 
das Schwergewicht auf Defizitfelder im Infrastrukturbe-
reich, auf die Sanierung und Wiederaufbereitung alter 
Gewerbeflächen und auf unabweisbare Umweltschutzauf-
gaben gelegt (Übersicht 6). Schließlich trägt auch der Auf-
bau und Erhalt sozialer Infrastrukturen zur Standortqualität 
bei. 
Im Falle der Fortbildungs- und Umschulungsmaßnahmen 
gilt kritische Aufmerksamkeit Inhalten, Qualität, Maßnah-
medauer und Erfolg bei der beruflichen Neuorientierung. 
Der schnelle Aufbau der Trägerstrukturen und das Hinein-
wachsen der Eintrittszahlen in die Größenordnung von 0,9 
Mio. im Jahr 1991 konnte zunächst nicht ohne Qualitätsri-
siken und Orientierungsprobleme bewältigt werden. Quali-
tätssicherung rückte deshalb bald in den Vordergrund des 
Interesses. 
Qualifizierungsmaßnahmen sind als Investitionen in das 
Humankapital einer Gesellschaft anzusehen. Ergebnisse 
der Wirkungsforschung können naturgemäß nach so kurzer 
Zeit noch nicht vorliegen. Erste Ergebnisse aus der Teil-
nehmerstatistik sind immerhin aufschlußreich: 
-  Die Eintritte in FuU lassen erkennen, daß – nach der 
Maßnahmeart unterschieden – in beachtlichem Umfang 
auch längerdauernde Umschulungsmaßnahmen (ca. 22%) 
durchgeführt werden und nicht nur kurzfristige Orientie-
rungsmaßnahmen (nach § 41 a AFG; ca. 14%). Maßnah-
men der Anpassungsqualifikation machen knapp die Hälfte 
aus. 
-  Dies wird durch die Ergebnisse zur Maßnahmedauer 
bestätigt. Die vorläufigen Ergebnisse zeigen, daß die kurz-
fristigen Maßnahmen, die nicht länger als drei Monate 
dauern, knapp ein Drittel und die Maßnahmen mit einer 
Dauer von 13 Monaten und mehr ein gutes Viertel ausma-
chen. 
-  Drei von fünf Teilnehmern sind Frauen. Ihr Anteil an 
den   längerdauernden   Maßnahmen   (über   12   Monate), 
ebenso auch bei Umschulungen, liegt über dem Durch-
schnitt. 
-  Weiterhin ergibt sich im Vergleich zu den alten Bundes-
ländern ein höherer Einsatz von FuU zum Qualifikations-
erhalt, da jeder dritte Zugang in Arbeitslosigkeit in den 
neuen Bundesländern (1991: 1,45 Mio.) zu einem Eintritt 
in  eine FuU-Maßnahme führt und somit  ungefähr die 
Hälfte der eben erwähnten 0,9 Mio FuU-Eintritte auf 
vorher arbeitslose Personen zurückgeht. 
Die Wünschbarkeit einer Qualifizierung wird auch in Kom-
bination mit Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen betont. 
Zunächst wurde der im Rahmen von ABM zulässige Quali-
fizierungsanteil von 10 auf 20% erhöht. Weiter wurde die 
Möglichkeit der Kombination von Teilzeit-ABM mit Wei-
terbildung bei Teilunterhaltsgeld eröffnet. Solche Maßnah-
menkombinationen erfordern aber einen erhöhten Koordi-
nationsaufwand und finden ihre Grenze im örtlichen Ange-
bot geeigneter Möglichkeiten. Deshalb werden hier keine 
sehr großen Fallzahlen (etwa 20000 für 1992) erwartet. 
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lokale Netzwerke aufzubauen, die Trägerschaft zu organi-
sieren, die Maßnahmen zu bündeln, die Inhalte zu optimie-
ren, die potentiellen Problemgruppen gezielt zu erreichen, 
die Anschlußperspektive für den Übergang in den ersten 
Arbeitsmarkt zu verbessern, die bisher defizitäre Kombi-
nation von Instrumenten der Arbeitsförderung nach dem 
AFG mit denen anderer Träger und mit der Wirtschaftsför-
derung zu bewerkstelligen. Zur Überprüfung der kritischen 
Positionen mangelt es teilweise noch an empirischer Evi-
denz. 
Wie schon betont wurde, sind nicht in allen Fällen allge-
meine  Beurteilungskriterien für bestimmte Maßnahmen 
sinnvoll. Vielmehr sind durch spezifische  Verfahren und 
Indikatoren – etwa bezogen auf die einzelnen Regionen 
oder Wirtschaftszweige oder besondere Personengruppen -
vor Ort Prozesse in Gang zu setzen, die eine situationsad-
äquate Ausrichtung der Maßnahmen sicherstellen. 
Insgesamt fällt also der aktiven Arbeitsmarktpolitik noch 
solange eine herausragende Rolle im Umgestaltungsprozeß 
der Wirtschafts- und Arbeitsmarktstrukturen in den neuen 
Bundesländern zu, bis eine ausreichend große Zahl wettbe-
werbsfähiger Arbeitsplätze einen hohen Beschäftigungs-
stand tatsächlich geschaffen haben wird. Deshalb kann die 
dringend gebotene beschäftigungswirksame Wirtschaftspo-
litik nicht zu Lasten aktiver Arbeitsmarktpolitik finanziert 
werden. Aktive Arbeitsmarktpolitik muß weiterhin für die 
Verbesserung der Entstehungsbedingungen für Dauerar-
beitsplätze im primären Arbeitsmarkt eingesetzt werden. 
3. Hilfen für den einzelnen, Weiterentwicklung zu mehr 
Selektivität, Flexibilität und Regionalisierung
28 
Kennzeichnend für die gegenwärtige Situation beim Maß-
nahmeneinsatz nach dem AFG im Osten ist zunächst die 
weitgehende Abkehr vom Individualprinzip, die stärkere 
Projektorientierung und das Entstehen von „Mega-Maß-
nahmen“, um der quantitativen Herausforderung begeg-
nen zu können. Damit hängt auch zusammen, daß gegen-
wärtig noch – im doppelten Sinn – eine Zielgruppenorien-
tierung nicht erkennbar ist. Zum einen wurde bewußt auf 
eine selektive Wirkung verzichtet, solange es überhaupt 
fraglich schien, ob der feuerwehrartige Einsatz der Arbeits-
marktpolitik im erhofften Umfang und schnell genug Auf-
fangbecken entstehen ließ, um den rasanten Arbeitsplatz-
abbau sozial verträglich zu gestalten. Zum anderen sind die 
zur Beobachtung selektiver Wirkungen unverzichtbaren 
statistischen Daten und repräsentativen Untersuchungen 
noch kaum verfügbar. 
Bei der Bestimmung von Zielgruppen sind die besonderen 
Verhältnisse in den neuen Ländern zu berücksichtigen, so 
z. B. der vergleichsweise hohe Anteil von Alleinerziehen-
den. Kurzarbeit mit vollständigem Arbeitsausfall wäre 
nicht statistisch, wohl aber im Hinblick auf die Anspruchs-
voraussetzungen für Maßnahmen zugunsten von Langzeit- 
arbeitslosen den Zeiten der Arbeitslosigkeit gleichzu-
setzen. 
Zielgruppen lassen sich – wie die Erfahrungen im Westen 
zeigen – nur begrenzt anhand mehr oder weniger deutlich 
erkennbarer genereller Risikofaktoren zentral festlegen. 
Dies gilt mehr noch in der jetzigen Umbruchsituation im 
Osten, wo je nach Konstellation vor Ort bestimmte Qualifi-
kationen oder Personengruppen eine Chance haben oder 
nicht. „Landfrauen“ mögen in der Magdeburger Börde 
Beschäftigung innerhalb oder außerhalb der Landwirt-
schaft finden, während es für sie in den monostrukturier-
ten, dünn besiedelten Landwirtschaftsregionen im Norden 
der neuen Bundesländer eher aussichtslos ist. Letztendlich 
kann nur das Arbeitsamt entscheiden, wer besonders auf 
arbeitsmarktpolitische Hilfen angewiesen ist und welche 
am erfolgversprechendsten sind. Regionalisierung und fle-
xible Regelungen sind also unabdingbar für einen optima-
len Einsatz arbeitsmarktpolitischer Maßnahmen. 
Um den Einsatz arbeitsmarktpolitscher Maßnahmen stär-
ker den jeweiligen Gegebenheiten anzupassen, könnten 
Finanzaustattung, Zugangsvoraussetzungen, Förderhöhe 
und Förderdauer variiert werden, ohne daß grundsätzlich 
neue Instrumente benötigt würden. 
Größere Flexibilität entstünde durch Deckungsfähigkeit 
der Mittel für unterschiedliche Maßnahmen (z. B. ABM 
und FuU), regionale Spielräume (im Rahmen zugeteilter 
Gesamtmittel) zur Bestimmung von Schwerpunkten im 
Maßnahmeeinsatz und bei der Kombination von Maßnah-
men im Einzelfall, auch durch vor Ort verfügbare sog. 
„Experimentiertöpfe“. 
Auch die vielerorts unter ganz anderen Prämissen entstan-
denen Beschäftigungs- und Qualifizierungsgesellschaften 
können künftig stärker für eine selektive Arbeitsmarktpoli-
tik genutzt werden. Soweit sie sich nicht über die Jahre 
selbst überflüssig machen oder einen Funktionswandel in 
Richtung herkömmlicher Bildungsträger erfahren, könnten 
sie später Träger eines „zweiten Arbeitsmarktes“ für 
Schwervermittelbare werden. Die mit ihnen häufig entstan-
denen sozialen Netzwerke erleichtern es, für den einzelnen 
auf die regionalen Entwicklungsperspektiven bezogene 
individuelle Beschäftigungsperspektiven zu entwickeln. In 
dieser Funktion entsprächen sie den im Westen schon vor 
Jahren kirchlicherseits ins Gespräch gebrachten sog. „Re-
gionalwerken“. 
In den neuen Ländern haben Aussiebungsprozesse noch 
nicht den Umfang wie in den alten erreicht, Zielgruppen 
sind im Osten bislang weniger Problemgruppen als im 
Westen. Deshalb ist eine stärkere Konzentration auf Ziel-
gruppen möglich, ohne daß aktive Arbeitsmarktpolitik 
dadurch in einen Konflikt zwischen investiver und sozialer 
Orientierung geraten muß. Insbesondere gilt das für die 
Frauen als Zielgruppe. Die stärkere regionale Differenzie-
rung könnte in diesem Sinne zur Prophylaxe von Ausgren-
zungen beitragen. Zu dem Zwecke müßten die diesbezügli-
chen Instrumente der Arbeitsmarktpolitik mit regional-
politischen Strukturvorstellungen verbunden werden. All 
dies sollte darauf gerichtet sein, investive und zielgruppen-
bezogene Ziele in bestmöglicher Weise miteinander zu 
verknüpfen, so daß das investive Ziel nicht aus den Augen 
verloren wird. 
 
28 Dieser Abschnitt basiert auf IAB-Werkstattbericht „Arbeitsmarktpolitik 
in den neuen Bundesländern – Herausforderungen für die nächsten 
Jahre“ (in Vorbereitung). Vgl. auch Brinkmann, Ch.; Emmerich, K.; 
Gottsleben, V.; Müller, K.; Völkel, B.: Arbeitsmarktpolitik in den neuen 
Bundesländern – braucht der ostdeutsche Arbeitsmarkt arbeitsmarktpoli-
tische Sonderregelungen? In: WSI-Mitteilungen, H. 7/1992.
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